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Fotonachweis

T i t e l f o t o :  Touristik im Nassauer Land e.V. – Nassau  

Auch wenn sich die Familienstrukturen verändert haben, leben immer noch gut 80% 
der minderjährigen Kinder in einer Familie mit zwei verheirateten Elternteilen.

A u t o r e n f o t o s :  Manfred Riege, Fotostudio Jörg, Nassau.
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Neuwied

WesterwaldkreisÜbriges Rheinland-Pfalz
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4 231 788 t

Abfallverwertung in übertägigen Abbaustätten 2004 
nach ausgewählten Kreisen

Alte Gruben leisten wertvollen 

Beitrag zur Abfallentsorgung

Verwertung leicht rückläufig

Abbaustätten von Bodenschätzen 

leisten einen wichtigen Beitrag zur 

Abfallentsorgung und können damit 

gleichzeitig rekultiviert werden. Vor 

allem Bodenaushub wird in 142 ehe-

maligen Gruben, in denen beispiels-

weise Ton, Bims und Basalt abgebaut 

wurden, zum Verfüllen eingesetzt. Im 

Jahr 2004 wurden gut 4,2 Mill. t Ab-

fälle dafür verwendet, 10% weniger 

als im Jahr zuvor. Der rückläufige Trend 

der Baukonjunktur schlägt sich damit 

auch in diesem Bereich nieder, da mit 

gut 4 Mill. t (95%) die Ablagerung von 

Bodenaushub (Boden und Steine) 

weiterhin eindeutig dominierend ist. 

Die übrigen Abfallarten sind dagegen 

nur von geringer Bedeutung. 

Damit leistet die Rekultivierung von 

Abbaustätten einen erheblichen 

Beitrag zur Entlastung öffentlicher 

Deponien, auf denen im Jahr 2004 

lediglich 240 000 t Bodenaushub ab-

gelagert wurden.

Aufgrund der geologischen Gegeben-

heiten liegt der regionale Schwerpunkt 

der Rekultivierungsmaßnahmen in 

den an Bodenschätzen reichen Ge-

bieten des nördlichen Rheinland-

Pfalz. Auf den Westerwaldkreis sowie 

die Landkreise Neuwied und Mayen-

Koblenz entfiel etwa ein Drittel der 

verfüllten Abbaustätten, in die rund 

die Hälfte der verwerteten Abfälle ein-

gebaut wurden.

Die Daten stammen aus der jähr-

lichen Erhebung über die Verwertung 

von Abfällen in übertägigen Abbau-

stätten.

2005: Industrie hat bis September 

zweimal über 6 Mrd. Euro Monats-

umsatz eingefahren

4,3% Umsatzplus in den ersten 

drei Quartalen

Die rheinland-pfälzische Industrie 

verzeichnete im September 2005 

zum zweiten Mal im Jahr 2005 mehr 

als 6 Mrd. Euro Umsatz. Die Erlöse 

lagen mit 6,1 Mrd. Euro um 4,7% 

höher als im September des Vor-

jahres. Hiervon entfielen etwas mehr 

als 2,9 Mrd. Euro auf den Auslands-

umsatz, was einer Exportquote im 

verarbeitenden Gewerbe von 48,4% 

entspricht – die bisher höchste Quote 

im Jahr 2005.

Im September 2005 lag die Zahl 

der Beschäftigten bei 275 016, das 

waren rund 7 400 bzw. 2,6% weniger 

als vor einem Jahr.  

Dank guter Inlands- und Auslands-

geschäfte konnte der Fahrzeugbau 

gegenüber September 2004 seinen 

Gesamtumsatz um 13,6% steigern. 

Der Maschinenbau meldete ebenfalls 

ein kräftiges Umsatzplus von 11,7% 

gegenüber dem Vorjahresmonat. 

Bei den Umsätzen zulegen konnten 

auch die Metallbranche mit +8,4% 

sowie die Hersteller von Gummi- und 

Kunststoffwaren mit +8,3% gegen-

über September 2004.

Von Januar bis September 2005 hat 

die rheinland-pfälzische Industrie 

51,1 Mrd. Euro umgesetzt, das waren 

4,3% mehr als in den ersten drei 

Quartalen des Vorjahres. Die Aus-

landsumsätze konnten um 9,2% auf 

24,4 Mrd. Euro gesteigert werden, 
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bei den Umsätzen im Inland gab es 

einen leichten Zuwachs von 0,2% auf 

26,7 Mrd. Euro.

Bundesweit hat das verarbeitende Ge-

werbe im September 6,3% mehr um-

gesetzt als im gleichen Vorjahresmonat. 

Die Zahl der Beschäftigten lag um 1,5% 

niedriger als im September 2004.

Die Daten stammen aus dem Monats-

bericht für Betriebe im verarbeitenden 

Gewerbe sowie im Bergbau und der 

Gewinnung von Steinen und Erden, 

zu dem die Betriebe von Unterneh-

men mit 20 und mehr Beschäftigten 

regelmäßig melden. Befragt werden 

rund 2 110 Betriebe. 

häusern befinden sich insgesamt 

8 149 Wohnungen, das ist gut ein 

Viertel weniger als die Planungen der 

Bauherren im gleichen Vorjahreszeit-

raum vorgesehen hatten (10 993).

Aus dem Rückgang der erteilten Bau-

genehmigungen folgt eine deutlich 

geringere Bauproduktion. Die geplante 

Wohnfläche von knapp 1,07 Mill. m2 liegt 

um rund 25% unter dem vergleichbaren 

Vorjahreswert, die Neubauinvestitionen 

verringern sich ebenfalls um 25% von 

rund 1,77 Mrd. auf 1,33 Mrd. Euro.

Wohnungsbau: Deutlich niedriger 

als im Vorjahr

Den Neubau von 6 124 Wohngebäu-

den genehmigten die Bauaufsichtsbe-

hörden in Rheinland-Pfalz von Januar 

bis einschließlich September 2005. 

Das waren fast 24% weniger als im 

entsprechenden Vorjahreszeitraum 

(8 037). Für neu zu errichtende Ein-

familienhäuser wurden 5 071 Bau-

anträge positiv beschieden, 22,5% 

weniger als im Vorjahr (6 541). Noch 

deutlicher war der Nachfragerück-

gang im Zwei- und im Mehrfamilien-

hausbau. Für diese Gebäudearten 

wurden bis Ende September dieses 

Jahres 808 bzw. 245 Baufreigaben er-

teilt, ein Rückgang von 28 bzw. 34,5% 

gegenüber den ersten drei Quartalen 

2004. In den bis einschließlich Sep-

tember 2005 geplanten neuen Wohn-

Umsätze im verarbeitenden Gewerbe in Rheinland-Pfalz 
und in Deutschland von September 2004 bis September 2005 

Geplante Bauproduktion in den ersten drei Quartalen des Jahres 2005 – unterschiedlliche Entwicklung im 

Wohn- und Nichtwohnbau
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Der Rückgang der erteilten Bauge-

nehmigungen war im Bundesgebiet 

in den ersten neun Monaten des 

Jahres 2005 weniger ausgeprägt als 

in Rheinland-Pfalz. In Deutschland 

verringerte sich die Zahl der Baufrei-

gaben für Wohngebäude von 126 189 

um rund 18% auf 103 214, die der 

zu errichtenden Wohneinheiten ging 

um knapp 16% von rund 183 000 auf 

gut 154 000 zurück. Entsprechend 

moderater fällt auch der Rückgang 

bei den kalkulierten Wohnungsbau-

investitionen von rund 17% auf 22,3

Mrd. Euro aus.

Es bleibt abzuwarten, ob der zum 

1. Januar 2006 nun definitiv voll-

zogene Wegfall der Eigenheimzu-

lage im vierten Quartal 2005 die 

Wohnungsbaunachfrage für 2005 

noch nachhaltig beeinflussen wird. 

Da die Diskussion um Einschnitte bei 

der Eigenheimförderung schon seit 

einigen Jahren anhält, haben viele Bau-

willige ihre Pläne bereits vorgezogen.

Nichtwohnbau: 

Auf Vorjahresniveau

Die rheinland-pfälzischen Bauauf-

sichtsbehörden genehmigten in den 

ersten drei Quartalen des Jahres 

2005 die Errichtung von 1 105 neuen 

Nichtwohngebäuden. Das waren 

gut 7% weniger Bauanträge als im 

vergleichbaren Vorjahreszeitraum 

(1 192). Trotz dieses zahlenmäßigen 

Rückgangs blieb die geplante Bau-

produktion nahezu auf dem gleichen 

Stand. Das vorgesehene Bauvolmen 

liegt unverändert bei rund 5,9 Mill. m3

Rauminhalt, die in den neuen Gebäu-

Frankenthal (Pfalz), St.  34  29 -15  37  61 65  

Kaiserslautern, St.  189  119 -37  272  140 -49  

Koblenz, St.  116  102 -12  202  203 0  

Landau i. d. Pfalz, St.  43  56 30  79  86 9  

Ludwigshafen a. Rh., St.  121  109 -10  160  130 -19  

Mainz, St.  146  164 12  596  310 -48  

Neustadt a. d. Weinstr., St.  48  34 -29  62  62                   -

Pirmasens, St.  36  22 -39  38  24 -37  

Speyer, St.  126  55 -56  144  90 -38  

Trier, St.  80  97 21  235  299 27  

Worms, St.  74  85 15  103  100 -3  

Zweibrücken, St.  18  28 56  21  33 57  

  

Ahrweiler  245  155 -37  339  210 -38  

Altenkirchen (Ww.)  305  213 -30  375  234 -38  

Alzey-Worms  261  217 -17  354  272 -23  

Bad Dürkheim  246  212 -14  355  286 -19  

Bad Kreuznach  301  196 -35  398  248 -38  

Bernkastel-Wittlich  230  181 -21  281  215 -23  

Birkenfeld  146  90 -38  174  104 -40  

Bitburg-Prüm  303  242 -20  362  320 -12  

Cochem-Zell  177  113 -36  248  132 -47  

Daun  160  109 -32  186  130 -30  

Donnersbergkreis  163  110 -33  195  126 -35  

Germersheim  214  226 6  284  330 16  

Kaiserslautern  376  267 -29  471  355 -25  

Kusel  205  140 -32  252  159 -37  

Mainz-Bingen  495  365 -26  635  464 -27  

Mayen-Koblenz  500  437 -13  681  586 -14  

Neuwied  389  235 -40  489  298 -39  

Rhein-Hunsrück-Kreis  285  241 -15  380  310 -18  

Rhein-Lahn-Kreis  220  128 -42  277  160 -42  

Rhein-Pfalz-Kreis  328  301 -8  473  383 -19  

Südliche Weinstraße  230  177 -23  324  231 -29  

Südwestpfalz  246  136 -45  287  172 -40  

Trier-Saarburg  426  333 -22  536  409 -24  

Westerwaldkreis  555  400 -28  688  477 -31  

  

Rheinland-Pfalz 8 037 6 124 -24 10 993 8 149 -26  

  

kreisfreie Städte 1 031  900 -13 1 949 1 538 -21  

Landkreise 7 006 5 224 -25 9 044 6 611 -27  

Baugenehmigungen für neue Wohngebäude in den ersten 
drei Quartalen 2004 und 2005 nach Verwaltungsbezirken

Januar-SeptemberKreisfreie Stadt (St.)
Landkreis

Januar-September

2004 2005

Verän-
derung

Anzahl

2004 2005

Verän-
derung

Anzahl% %

Wohngebäude Wohnungen
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den vorgesehene Nutzfläche steigt 

um gut 2% von 857 000 auf rund 

876 000 m2. Gegenüber den ersten 

drei Quartalen des Jahres 2004 er-

höht sich das Volumen der geplanten 

Investitionen geringfügig von 606 Mill. 

auf 610 Mill. Euro. 

Die meisten Baugenehmigungen 

wurden für den Bau von nichtland-

wirtschaftlichen Betriebsgebäuden 

(673) erteilt, darunter befanden sich 

377 Handels- und Lagergebäude 

sowie 161 Fabrik- und Werkstattge-

bäude. Es folgten landwirtschaftliche 

Betriebsgebäude (261) sowie Büro- 

und Verwaltungsgebäude (76). 

Größte Bauherrengruppe im Nicht-

wohnbau sind die Unternehmen. 

Auf sie entfielen in den ersten drei 

Quartalen 2005 insgesamt 917 Bau-

anträge mit einem geplanten Investi-

tionsvolumen von rund 426 Mill. Euro 

(70%). Die öffentliche Hand war mit 

107 Bauanträgen für neue Nicht-

wohnbauten und einem Gesamtvo-

lumen von fast 154 Mill. Euro (25%) 

der zweitgrößte Investor, gefolgt von 

den Organisationen ohne Erwerbs-

zweck (26,8 Mill. Euro). Investitionen 

privater Haushalte im Nichtwohnbau 

spielten nur eine untergeordnete Rolle 

(3,2 Mill. Euro). 

Wie in Rheinland-Pfalz gab es auch 

bundesweit in den ersten drei Quar-

talen weniger Baugenehmigungen für 

Nichtwohngebäude. So sank die Zahl 

der genehmigten Bauanträge ge-

genüber dem Vorjahreszeitraum von 

21 545 um 5,2% auf 20 401. Die 

geplante Bauproduktion blieb hinge-

gen ebenfalls stabil. Die Produktions-

planungen liegen beim Rauminhalt 

nahezu unverändert bei 121 Mill. m3,

die zu schaffende Nutzfläche be-

trägt rund 18,5 Mill. m2 (–1,4%). Die 

kalkulierten Baukosten in Höhe von 

knapp 13 Mrd. Euro liegen um gut 

6% unter dem Wert der Vorjahres-

periode (13,8 Mill. Euro). Bei gleich 

bleibenden Produktionsziffern ist dies 

im Nichtwohnbau – im Gegensatz zum 

Wohnungsbau – kein Widerspruch, 

da Nichtwohngebäude je nach spä-

terem Verwendungszweck in Hinsicht 

auf Gestaltung, Bauweise und Aus-

stattung stärker unterschiedlichen 

Anforderungen genügen müssen, 

als dies im Wohnbau der Fall ist. Ent-

scheidend für die Höhe der geplanten 

Investitionen ist daher neben dem 

Produktionsvolumen vor allem auch 

die Art der zu errichtenden Gebäude.

 284
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Zweitbester Weinjahrgang der 

letzten zehn Jahre

Die rheinland-pfälzischen Winzer 

können erneut auf einen qualitativ 

überdurchschnittlichen Weinjahrgang 

hoffen. Drei von vier Litern Weinmost  

(78%) aus der Lese dieses Jah-

res eignen sich für den Ausbau zu 

einem Qualitätswein mit Prädikat; im 

Vorjahr war es nur jeder zweite Liter 

(47%). Die Qualität des diesjährigen 

Erntegutes steht damit dem letzten 

„Jahrhundertjahrgang“ 2003 – dieser 

hatte einen fast 90-prozentigen Prä-

dikatsweinanteil erreicht – nur wenig 

nach. Entsprechend gering ist in die-

sem Jahr der Anteil der Moste, die 

für normale Qualitätsweine (Q. b. A.) 

geeignet sind (22%); durchschnittlich 

macht diese Qualitätsstufe knapp die 

Hälfte der Erntemenge eines Jahr-

gangs aus. Einfache Weine des Jahr-

gangs 2005 dürften Mangelware blei-

ben, denn nur 0,1% der Mostmenge 

erfüllten nicht die Voraussetzungen für 

Qualitätsweine und werden der Kate-

gorie „Tafelwein“ zugeordnet; in einem 

Durchschnittsjahr ist es etwa 1%.

Die Weinbauexperten des Statisti-

schen Landesamtes korrigierten ihre 

ersten Aussagen zur voraussicht-

lichen Erntemenge nach unten. 

In der Endphase der Traubenreife 

drückte das überwiegend trockene 

und sonnige Herbstwetter, das zum 

Zeitpunkt der ersten Schätzungen 

so nicht vorhersehbar war, noch 

einmal auf die Hektarerträge. Knapp 

6 Mill. hl werden abschließend er-

wartet, das sind 10% weniger als 

2004. Der langjährige Durchschnitt 

(6,4 Mill. hl) wird damit deutlich unter-

Anteil an der Weinmosternte insgesamt in %

39

69

41

56

35

55 57

89

47

78

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Für Qualitätswein mit Prädikat geeignete Erntemenge 1996−2005 

In Mill. hl
5,00

4,00
4,29

3,93

1,42 1,59

2,30
2,04

0

1

2

3

4

5

6

Durchschnitt 1995-2004 2003 2004 2005

Weißmost Rotmost
1) Vorläufiges Ergebnis.

Erntemengen von Riesling und Dornfelder 2000−20051)

In Mill. hl

1,46

1,14

1,38

1,16
1,32

1,19

0,60
0,50

0,83
0,70

1,04

0,82

0

0,2

0,4

0,6

0,8

1,0

1,2

1,4

1,6

1,8

2000 2001 2002 2003 2004 2005

Riesling Dornfelder
1) Vorläufiges Ergebnis.

Weinmosternte 2003, 2004 und 20051)



8 Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

kurz + aktuell

01 2006

schritten. Es gibt einen Rückgang bei 

den Mosten sowohl für weiße Weine 

(3,9 Mill. hl; –8,5%) als auch für rote 

(2 Mill. hl; –11,5%).

Die Leitsorten Riesling (1,2 Mill. hl) 

und Dornfelder (820 000 hl) erbrin-

gen um 10 bzw. 21% niedrigere 

Erträge als im Vorjahr. Beide Reb-

sorten erreichen ein außergewöhn-

lich hohes Qualitätsniveau. Aufgrund 

ihrer hohen Mostgewichte liegen die 

Mostpartien überwiegend im Bereich 

der Qualitätsweine mit Prädikat, und 

zwar Riesling zu 90% (langjähriger 

Durchschnitt: 66%) und Dornfelder zu 

71% (Durchschnitt: 23%). Besonders 

Dornfelderweine erzeugende Betriebe 

scheinen 2005 eine andere Anbau- 

und Qualitätsphilosophie verfolgt und 

– begünstigt durch das Wetter – auch 

erreicht zu haben: Wurden 2004 noch 

146 hl je Hektar gekeltert, so waren 

es in diesem Jahr nur noch 108 hl je 

Hektar. Schon beim Rebschnitt wur-

den die Weichen vielfach in Richtung 

mehr Qualität und weniger Quantität 

gestellt.

Im Rahmen der Ernte- und Betriebs-

berichterstattung schätzen über 300

Weinbauexperten die voraussicht-

lichen Weinmosterträge (Ende August, 

Ende September, Anfang November). 

Aus der dritten Schätzung nach Ab-

schluss der Weinlese wird Menge 

und Qualität der gewachsenen Ernte 

ermittelt. Damit ein Wein als Q. b. A 

oder Prädikatswein eingestuft wird, 

muss er ein Mindestmostgewicht 

erreichen, das in Abhängigkeit von 

Rebsorte und Anbaugebiet festgelegt 

ist. Als Q .b. A. wird ein Qualitätswein 

eines bestimmten Anbaugebietes 

bezeichnet.

Geringe Einkommensspanne und 

agrarpolitische Maßnahmen las-

sen Rinderbestand schrumpfen

Leichte Erhöhung des Schweine-

bestandes

In den rheinland-pfälzischen Ställen 

standen im November 2005 knapp 

330 000 Schweine. Damit hat nach 

den vorläufigen Ergebnissen der Be-

stand im Vergleich zum November 

2004 um fast 1% zugenommen. Da-

gegen wurde der Rinderbestand um 

3,4% auf rund 382 000 Tiere redu-

ziert.

Ursache für die Ausdehnung der 

Schweineproduktion dürfte eine ver-

besserte Wirtschaftlichkeit aufgrund 

erzeugerfreundlicher Preise und nied-

riger Futterkosten sein. Trotz dieser 

guten Voraussetzungen gaben 9% 

der Schweinehalter die Produktion 

auf; der Konzentrationsprozess setzt 

sich damit fort. Im November hielten 

noch 2 300 Betriebe Schweine. 

Im Gegensatz zu den Schweine-

haltern mussten die Milcherzeuger 

Preiseinbußen hinnehmen. Da die 

Milchproduktion kontingentiert ist und 

zugleich die Milchleistung der Kühe 

anstieg, nahm die Zahl der Milchkühe 

um 5,4% auf 117 900 Tiere ab. Die 

Zahl der Halter sank um über 10% 

auf 2 800. Die geringe Einkommens-

spanne und neue agrarpolitische Maß-

nahmen wie die Einführung flächen- 

statt tierbezogener Prämien dürften 

maßgebliche Ursachen für den wei-

teren Rückgang sein. Anfang Novem-

ber wurden nur noch 44 900 Ammen- 

und Mutterkühe (–4,7%) gezählt. Der 

aufgrund der neuen Agrarpolitik auch 

bei der Bullenhaltung (Schlachtvieh) 

erwartete Rückgang trat jedoch noch 

nicht ein. Der Bestand lag mit 45 200 

Tieren gut 1% über dem Vorjahr. 
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Zahl der Erwerbstätigen im 

dritten Quartal nahezu konstant

Nach vorläufigen Berechnungen 

des Arbeitskreises „Erwerbstätigen-

rechnung des Bundes und der Län-

der“ hatten im dritten Quartal 2005 

rund 1,789 Mill. Erwerbstätige ihren 

Arbeitsort in Rheinland-Pfalz. Im 

Vergleich zum entsprechenden Vor-

jahreszeitraum blieb die Zahl der Er-

werbstätigen insgesamt somit nahezu 

unverändert. Positive Impulse kamen 

dabei aus den Dienstleistungsbe-

reichen, während die Beschäftigung 

im produzierenden Gewerbe im Vor-

jahresvergleich wiederum sank.

Die Entwicklung im dritten Quartal 2005

  verlief etwas günstiger als im zweiten 

Vierteljahr, als ein leichtes Minus von 

2 300 Personen (–0,1%) gegenüber 

dem zweiten Quartal 2004 registriert 

wurde. In den ersten drei Monaten des 

Jahres 2005 hatte sich die Zahl der 

Erwerbstätigen gegenüber dem Vor-

jahreszeitraum dagegen deutlich um 

7 200 Personen erhöht (+0,4%).

Im Bundesdurchschnitt hat sich die 

Zahl der Erwerbstätigen im dritten 

Quartal um 0,1% verringert, wobei 

die Entwicklung in den alten und 

neuen Ländern unterschiedlich verlief: 

Während in den alten Bundesländern 

(ohne Berlin) ein leichter Zuwachs 

um 0,1% gegenüber dem Vorjahres-

quartal registriert wurde, waren die 

Beschäftigtenzahlen in den neuen 

Bundesländern (einschließlich Berlin) 

erneut rückläufig (–0,6%).

Die Darstellung der Erwerbstätigkeit 

erfolgt als durchschnittliche Größe 

aller Erwerbstätigen nach dem Inlands-

konzept (Arbeitsortkonzept). Erfasst 

werden alle Personen, die im jewei-

ligen Gebiet ihren Wohn- und Arbeits-

ort haben, zuzüglich der außerhalb 

dieses Gebietes wohnenden Per-

sonen, die als Einpendler in diese 

Region ihren Arbeitsort erreichen. 

Zu den Erwerbstätigen rechnen alle 

Personen, die als Arbeitnehmer (Ar-

beiter, Angestellte, Beamte sowie 

Heimarbeiter und geringfügig Be-

schäftigte) oder als Selbstständige 

einschließlich deren mithelfenden 

Familienangehörigen eine auf Erwerb 

gerichtete Tätigkeit ausüben, unab-

hängig von der Dauer der tatsäch-

lich geleisteten oder vertragsmäßig 

zu leistenden Arbeitszeit.

Die Ergebnisse sind abgestimmt auf 

den Berechnungsstand des Statisti-

schen Bundesamtes vom 17. Novem-

ber 2005. Aktuelle Ergebnisse kön-

nen auch auf der Internetseite des 

Arbeitskreises abgerufen werden: 

http://www.statistik-hessen.de/

erwerbstaetigenrechnung.
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Von Romy Feldmann

Seit vielen Jahren ist in Deutschland eine zunehmende Individua-
lisierung der Lebensformen zu beobachten. Dieser Wandel und 
die Alterung der Gesellschaft bringen veränderte Haushalts- und 
Familienstrukturen mit sich. Der Mikrozensus – eine repräsentative 

Stichprobenerhebung über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt – gibt Aufschluss 
über die Entwicklung der Zahl und der Zusammensetzung der Haushalte sowie der 
Familien. Zeigen sich hier schon die Veränderungen in unserer Gesellschaft? Untersucht 
wird der Zeitraum von 1991 bis 2004.

Haushalte und Familien heute – 
kleiner und zunehmend kinderlos

Die heutigen Lebensformen1) sind nicht 

mehr fest vorgegeben und wechseln im 

Laufe der Biographie eines Menschen 

immer öfter. Zusätzlich zum Wandel der 

Lebensformen2) steht die Gesellschaft 

vor dem Problem der demographischen 

Alterung. Seit 1991 ist die rheinland-pfäl-

zische Bevölkerungszahl um 7,5% gestie-

gen. Dieses Bevölkerungswachstum ging 

aber einher mit einer gravierenden Ver-

schiebung der Altersstruktur. Die Zahl 

der 65-Jährigen und Älteren ist um 35% 

gestiegen. Dagegen erhöhte sich die Zahl 

der unter 18-Jährigen nur um 6,5%, 

die der 18- bis 65-Jährigen blieb mit ledig-

lich 1% Wachstum nahezu konstant.

Einer zunehmenden Zahl von älteren 

Menschen stehen also verhältnismäßig 

weniger Jüngere gegenüber. Bereits heute 

ist jeder fünfte Rheinland-Pfälzer über 65 

Jahre alt.

Zahl der Haushalte steigt stark an

Ein Haushalt ist eine Personengemein-

schaft, die zusammen wohnt und wirtschaf-

tet. Im März 2004 lebten in Rheinland-Pfalz 

4 084 300 Menschen in 1 871 700 Privat-

haushalten. Seit 1991 ist die Zahl der Haus-

halte um 15,5% gestiegen – also doppelt so 

stark wie die Bevölkerung. Die durchschnitt-

liche Haushaltsgröße sank deshalb von 2,4 

auf 2,2 Personen. Damit sind die rheinland-

pfälzischen Haushalte etwas größer als im 

Bundesdurchschnitt (2,1 Personen).

Mehr ältere 
Menschen: 
Jeder fünfte 
Rheinland-
Pfälzer ist über 
65 Jahre alt

Der rheinland-
pfälzische 

Durchschnitts-
haushalt 

besteht aus
 2,2 Personen 

1) Der Begriff wird üblicherweise in einem soziologischen Sinn verwendet (Klein-
familie, Single, Wohngemeinschaft als Lebensformen).

2) Zum Wandel der Lebensformen, Haushalte und Familien vgl. Peuckert, R.: 
Familienformen im sozialen Wandel. Wiesbaden 2004; Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.): Familien im Spiegel der amt-
lichen Statistik. Berlin 2003; Schäfers, B.: Sozialstruktur und sozialer Wandel in 
Deutschland. Stuttgart 2004. 



Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz 11

Bevölkerung

01 2006

Anteil großer 
Haushalte in 

Rheinland-Pfalz 
höher als im 

Bundesdurch-
schnitt 

Person, zwei Personen bzw. drei und mehr 

Personen. Im Vergleich mit Deutschland 

gibt es in Rheinland-Pfalz anteilig weniger 

Haushalte mit nur einer Person und einen 

höheren Anteil von Haushalten mit drei und 

mehr Personen. Dabei spielt die vorwie-

gend ländliche Struktur in Rheinland-Pfalz 

eine wichtige Rolle. Einpersonenhaushalte 

sind vor allem in Großstädten häufig an-

zutreffen. Rheinland-Pfalz hat mit Koblenz, 

Ludwigshafen, Mainz und Trier lediglich vier 

Großstädte, in denen mehr als 100 000 

Menschen leben. Zusammen wohnten in 

den vier Städten mit 556 600 Einwohnern 

nur knapp 14% der rheinland-pfälzischen 

Bevölkerung.

Rheinland-Pfälzer wohnen 

zunehmend in kleinen Haushalten

Betrachtet man die Gesamtzahl der in den 

Haushalten lebenden Menschen, so zeigt 

sich, dass nur noch gut die Hälfte (53%) aller 

Rheinland-Pfälzer in Haushalten mit drei 

Die abnehmende Haushaltsgröße ist einer-

seits Ausdruck der zunehmenden Zahl von 

Ein- und Zweipersonenhaushalten (ihr Anteil 

hat sich um 5  bzw. 2 Prozentpunkte erhöht), 

andererseits gibt es weniger Haushalte mit 

drei und mehr Personen (ihre Zahl ist um 

7% gesunken). Insgesamt gliedern sich die 

Privathaushalte in Rheinland-Pfalz heute zu 

je etwa einem Drittel in Haushalte mit einer 

Der Mikrozensus

Der Mikrozensus ist die amtliche Repräsentativerhebung 

über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt in Deutsch-

land.1) Seit 1957 wird 1% der Bevölkerung in Deutsch-

land befragt; bundesweit waren im Jahr 2004 somit 

370 000 Haushalte einbezogen, in denen 820 000 Per-

sonen lebten. In Rheinland-Pfalz waren etwa 18 000 

Haushalte mit knapp 41 000 Personen in die Befragung 

einbezogen. Der Mikrozensus liefert Daten auf Haushalts-, 

Familien- und Individualebene und ist somit eine unver-

zichtbare Informationsquelle für Entscheidungsträger 

aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft wie auch für die 

Wissenschaft.

Die Fragen des Mikrozensus gliedern sich in ein jähr-

lich wiederkehrendes Grundprogramm und Zusatz-

programme. Zum jährlichen Grundprogramm gehören 

neben den Angaben zur Haushaltszusammensetzung 

auch Fragen zu Migration und Integration, zum Lebens-

unterhalt und Einkommen, zur Erwerbslosigkeit und Ar-

beitssuche, zur aktuellen und früheren Erwerbstätigkeit 

sowie zur Bildung. Die Zusatzprogramme wechseln jedes 

Jahr; ein Themengebiet kehrt nach vier Jahren wieder. 

Dadurch soll die Belastung für die Befragten, die durch die 

Erhebung des Mikrozensus entsteht, reduziert werden. Im 

Rahmen der vierjährlichen Zusatzprogramme werden u. a. 

Angaben zum Berufs- und Ausbildungspendeln, zur Wohn-

situation, zur Krankenversicherung sowie zur Gesundheit 

und Behinderteneigenschaft erhoben.

1) Zum Mikrozensus ab 2005 siehe Ickler, G.: Mikrozensus 2005, in: 
Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz, Heft 12/2004, S. 507–514.

Datenbasis

Zahl der 
Haushalte mit 
drei und mehr 
Personen sinkt

S 1
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Nur im mittleren
Lebensabschnitt 

leben Männer 
häufiger allein 

als Frauen

Frauen leben 
häufiger allein 

als Männer

Einpersonen-
haushalte 
haben sich 
zum häufigsten 
Haushaltstyp 
entwickelt

und mehr Personen wohnt. 1991 waren es 

noch 61%. Der Anteil der in Ein- und Zwei-

personenhaushalten Lebenden hat sich 

dementsprechend um 8 Prozentpunkte auf 

47% erhöht.

Seit 1991 haben die Einpersonenhaushalte 

mit +35% den stärksten Zuwachs zu ver-

zeichnen. Ihre Zahl stieg von 490 100 auf 

660 200. Lebten 1991 erst 13% der Rhein-

land-Pfälzer allein, so waren es 2004 bereits 

16%, also fast jeder Sechste. Im gesamten 

Bundesgebiet lag der Anteil der allein Leben-

den mit 18% sogar noch höher.

Bei den allein lebenden Menschen handelt 

es sich um eine recht heterogene Gruppe 

von Personen mit sehr verschiedenen Le-

benssituationen. Viele Faktoren tragen dazu 

bei, dass Menschen allein leben. So ermög-

lichen es Transfereinkommen vielfach, einen 

eigenen Haushalt zu führen. Die zuneh-

mende Erwerbstätigkeit von Frauen führt 

zu eigenem Erwerbseinkommen und damit 

zu mehr Selbständigkeit. Ein weiterer Grund 

dafür, dass Menschen häufiger allein leben, 

ist die Zunahme der Ehescheidungen.

Allein zu leben ist eine Frage des 

Alters und des Geschlechts

Noch immer ist das Alleinleben unter den 

älteren Menschen am weitesten verbreitet. 

Aber es leben auch immer mehr junge Men-

schen allein. Diese Entwicklung vollzieht 

sich je nach Geschlecht und Zugehörigkeit 

zu einer Altersgruppe sehr unterschiedlich. 

Insgesamt leben Frauen zu einem deutlich 

höheren Anteil allein als Männer. Knapp 

58% der allein Lebenden sind Frauen, 

42% sind Männer. Für die verschiedenen 

Lebensaltersstufen zeigen sich erhebliche 

Unterschiede in den Strukturen. So sind 

nur ein Drittel aller allein lebenden Frauen, 

aber zwei Drittel der allein lebenden Männer 

unter 55 Jahre alt.

Um diese Strukturunterschiede genauer zu 

beleuchten, wurden die allein Lebenden in 

zwölf Altersgruppen untergliedert. Die un-

terste Altersgruppe umfasst die allein Le-

benden zwischen 20 und 25 Jahren, die 

oberste Altersgruppe bilden die 75-Jährigen 

und Älteren.

In der untersten Altersklasse, den 20- bis 

25-Jährigen, lebt jede fünfte Frau, hinge-

gen nur jeder sechste Mann allein. Hieran 

wird deutlich, dass die jungen Frauen 

früher das Elternhaushalt verlassen als die 

jungen Männer. Im Alter zwischen 25 und 

50 Jahren sind dann jedoch mehr Män-

ner als Frauen in Einpersonenhaushalten 

vertreten. In der Altersgruppe der 50- bis 

55-Jährigen leben mit je 13% genauso 

viele Männer wie Frauen allein. In den äl-

teren Jahrgängen wohnen dann wieder 

wesentlich mehr Frauen als Männer in Ein-

personenhaushalten.

S 2
Haushalte 2004 
nach der Haushaltsgröße

Haushalte mit ...

1 Person
35 %

2 Personen
34 %

3 und mehr
Personen
31 %
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Der Anteil der allein lebenden Männer ist 

seit 1991 von 9% auf 14% gestiegen. Diese 

Zunahme ist in fast allen Altersgruppen zu 

beobachten. Ungefähr verdoppelt hat sich 

der Anteil der allein lebenden Männer im 

Alter zwischen 30 und 45 Jahren. Im Jahr 

2004 lebten 21% der Männer in dieser Al-

tersklasse allein. Lediglich in der höchsten 

Altersgruppe ab 75 Jahren ist der Anteil der 

allein lebenden Männer mit 24% konstant 

geblieben.

Frauen in der Familienphase leben 

selten allein – Anteil der allein 

lebenden Männer steigt

Bei den Frauen spiegelt sich in den Zahlen 

der allein Lebenden deutlich die Familien-

phase wider. Während im Alter zwischen 20 

und 30 Jahren 20% der Frauen allein leben, 

erreicht dieser Anteil im Alter zwischen 30 

und 50 Jahren Tiefstwerte und beläuft sich 

auf nur 10%. Das liegt vor allem daran, dass 

Frauen, die Kinder haben, in der Regel mit 

ihren Kindern zusammenleben, und dies zu-

meist auch nach der Trennung von einem 

(Ehe-)Partner. Aber auch hier ist ein Wandel 

zu verzeichnen: Im Jahr 1991 lebten nur 6% 

der Frauen dieser Altersklasse allein.

Ab 50 Jahren steigt der Anteil der allein le-

benden Frauen wieder deutlich an. Weit über-

durchschnittliche Werte werden ab einem 

Alter von 65 Jahren erreicht und Höchst-

werte bei den Frauen ab 75 Jahren. In dieser 

Altersgruppe leben drei von fünf Frauen al-

lein. Hier spielt die höhere Lebenserwartung 

der Frauen sowie der Altersunterschied von 

Paaren eine besondere Rolle. Frauen sind 

meist jünger als ihre Partner, das Verwit-

wungsrisiko ist für Frauen somit bedeutend 

höher.

Der Anteil der allein Lebenden nimmt bei den 

älteren Frauen aber ab, und zwar vor allem 

aufgrund der Sterbefälle von Kriegswitwen. 

Am auffälligsten ist die durch die Generation 

der Kriegswitwen bedingte Veränderung bei 

der Gruppe der 70- bis 75-jährigen Frauen. 

Im Vergleich zu 1991, als es in dieser Alters-

gruppe Kriegswitwen gab, hat der Anteil 

der allein Lebenden im Jahr 2004 unter 

den jetzt 70- bis 75-jährigen Frauen, die in 

den Kriegsjahren noch Kinder waren, um 

9 Prozentpunkte abgenommen. 

S 3
Frauen und Männer 
in Einpersonenhaushalten 2004

Anteil an allen Frauen bzw. Männern der jeweiligen
Altersgruppe in %
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Immer seltener leben mehrere Genera-

tionen in einem Haushalt zusammen

Die steigende Zahl von kleinen Haushalten 

und der Rückgang bei den großen sind auch 

auf eine veränderte Generationenstruktur 

in den Haushalten zurückzuführen. Es gibt 

immer mehr Haushalte ohne Kinder; dass 

sogar drei Generationen in einem Haushalt 

leben, ist eher selten geworden. Während 

es früher oft nötig war, gemeinsam zu wirt-

schaften, bieten die zunehmende eigene Er-

werbstätigkeit – besonders bei den Frauen 

– sowie der Empfang von Transfereinkom-

men mehr Menschen die Möglichkeit, einen 

eigenen Haushalt zu führen. Der Ausbau 

von Pflegeheimen eröffnet Familienange-

hörigen zudem Alternativen zur häuslichen 

Pflege. Andererseits ermöglichen ambulante 

Pflegedienste vielen Älteren, weitgehend 

selbstständig in einem eigenen Haushalt 

zu leben.

Der überwiegende Teil der Haushalte in 

Rheinland-Pfalz sind Haushalte mit nur einer 

Generation. Mit 62% hat sich der Anteil der 

Eingenerationenhaushalte gegenüber 1991 

noch weiter erhöht. Den größten Anteil an 

den Eingenerationenhaushalten wieder-

um haben mit 57% die Haushalte mit nur 

Das traditionelle Familienkonzept und das 
Lebensformenkonzept1)

Daten über Familien wurden bis 2004 im Mikrozensus 
nach dem „traditionellen Familienkonzept“ erhoben. Die 
hier vorliegenden Auswertungen beziehen sich auf dieses 
Konzept, in dessen Mittelpunkt die Ehe steht. Zu den Fa-
milien gehören danach Ehepaare mit oder ohne Kinder 
sowie allein erziehende Elternteile mit ihren Kindern. 
Neben diesen Formen des Zusammenlebens werden 
nur noch die Alleinstehenden ausgewiesen. Nichteheliche 
Lebensgemeinschaften mit Kindern werden unter den 
allein Erziehenden, nichteheliche Lebensgemeinschaften 
ohne Kinder unter den Alleinstehenden erfasst.

Seit dem Mikrozensus 2005 findet das „Lebensformen-
konzept“ Anwendung. Dieses Konzept unterscheidet die 
„familialen“ von den „nichtfamilialen“ Lebensformen. Zu 
den „familialen“ Lebensformen gehören demnach alle 
Formen des Zusammenlebens mit Kindern. Dazu zählen 
Ehepaare mit Kindern, nichteheliche Lebensgemein-
schaften mit Kindern und Alleinerziehende mit ihren 
Kindern. Unter die „nichtfamilialen“ Lebensformen fallen 
Ehepaare ohne Kinder, nichteheliche Lebensgemein-
schaften ohne Kinder sowie Alleinstehende. Der Vorteil 
des Lebensformenkonzepts gegenüber dem traditio-
nellen Familienkonzept besteht zum einen darin, dass das 
Kind im Mittelpunkt der Familie steht, denn das Leben 
mit Kindern bringt andere Bedürfnisse mit sich als das 
Leben ohne Kinder. Zum anderen berücksichtigt das 
neue Konzept die steigende Zahl nichtehelicher Lebens-
gemeinschaften. Bisher wurden nichteheliche Lebens-
gemeinschaften mit Kindern unter allein Erziehenden, 
nichteheliche Lebensgemeinschaften ohne Kinder unter 
Alleinstehenden registriert. Diese systematische Über-
erfassung von Alleinerziehenden und Alleinstehenden 
wird mit dem Lebensformenkonzept beseitigt.

Die Daten für das Jahr 2005 werden etwa Mitte 2006 vor-
liegen. Um die Vergleichbarkeit mit den vergangenen Jah-
ren zu ermöglichen, für die keine Daten nach dem neuen 
Konzept verfügbar sind, werden die Daten der Erhebung 
2005 zu den Familien sowohl nach dem traditionellen 
Familienkonzept, als auch nach dem Lebensformenkon-
zept ausgewertet.

1) Zu den Familienkonzepten im Mikrozensus vgl. Heidenreich, H.-J./
Nöthen, M.: Der Wandel der Lebensformen im Spiegel des Mikrozensus, 
in: Wirtschaft und Statistik, Heft 1/2002, S. 26–38; Nöthen, M.: Von der 
„traditionellen Familie“ zu „neuen Lebensformen“, in: Wirtschaft und 
Statistik, Heft 1/2005, S. 25–40.

InfoS 4
Haushalte 2004 
nach der Zahl der Generationen

Sonstige
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1 Generation
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43% der Ein-
generationen-
haushalte sind 
Paarhaushalte 
ohne Kinder
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einer Person, 43% sind Paarhaushalte ohne 

Kinder.

Stark rückläufig ist hingegen die Zahl der 

Zweigenerationenhaushalte sowie der 

Haushalte mit drei und mehr Generationen. 

Der Anteil der Zweigenerationenhaushalte 

sank im Betrachtungszeitraum von 40% auf 

32%. Der ohnehin geringe Anteil der Haus-

halte mit drei und mehr Generationen ist von 

1,5% auf 0,7% gesunken.

Hingegen hat der Anteil der sonstigen 

Haushalte, in denen nicht geradlinig ver-

wandte Personen zusammenleben, zuge-

nommen. In diese Kategorie fallen auch die 

Wohngemeinschaften. Mittlerweile ist jeder 

zwanzigste Haushalt in diese Rubrik einzu-

ordnen; gegenüber 1991 ist ihre Zahl um 

66% gestiegen.

Familien zunehmend kinderlos

Familien sind die Grundlage unserer Ge-

sellschaft. Sie grenzen sich vom privaten 

Haushalt durch die Ehegemeinschaft (ein-

getragene Lebensgemeinschaften zählen 

nicht zu den Familien) bzw. durch verwandt-

schaftliche Beziehungen zwischen ihren 

Mitgliedern ab. 

Im Jahr 2004 gab es in Rheinland-Pfalz 

1,1 Mill. Familien. Mit einem Anteil von 87%, 

der leicht über dem Bundesdurchschnitt 

(85%) liegt, wird der größte Teil dieser 

Familien von Ehepaaren mit oder ohne Kin-

der gebildet. In Rheinland-Pfalz lebt etwas 

mehr als die Hälfte der Ehepaare gemein-

sam mit einem oder mehreren Kindern in 

einem Haushalt (50,7%); im Bundesdurch-

schnitt ist es etwas weniger als die Hälfte 

(48,4%). Das bedeutet aber nicht, dass die 

Hälfte der Ehepaare wirklich kinderlos ist. 

Möglich ist insbesondere, dass die Kinder 

bereits das Elternhaus verlassen haben – im 

Mikrozensus wird die tatsächliche Kinder-

zahl nicht erfragt.

Zwar ist in Rheinland-Pfalz seit 1991 die Zahl 

der Familien um gut 5% gestiegen, gleich-

zeitig sank jedoch der Anteil der Familien 

mit Kindern um fast 6 Prozentpunkte auf 

57%. Insgesamt ging die Zahl der Ehepaare 

mit Kindern zurück (von 1991 bis 2004 um 

12%), während die Zahl der Ehepaare ohne 

Kinder zunahm (+22%).

Die Zeitreihen der Ehepaare mit bzw. ohne 

Kinder entwickeln sich aufeinander zu und 

stehen kurz vor dem Gleichstand (siehe 

Schaubild 5). Diese Trends sind nicht nur 

auf die erhöhte Kinderlosigkeit zurück-

zuführen. Auch die Alterung der Gesell-

schaft trägt dazu bei. Die Kinder älterer 

Ehepaare leben in der Regel schon in 

ihren eigenen Haushalten. Hinzu kommt 

die gestiegene Lebenserwartung, die eine 

längere Phase ohne Kinder im Haushalt mit 

sich bringt.

S 5
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Mehr allein Erziehende

Während im Betrachtungszeitraum die Zahl 

der Familien mit minderjährigen Kindern 

kaum gestiegen ist, hat die Zahl der allein 

Erziehenden mit einem oder mehreren sol-

chen Kindern erheblich zugenommen. Im 

Jahr 2004 erzogen 143 700 Mütter und 

Väter ihre Kinder allein. Damit ist die Zahl 

der allein Erziehenden seit 1991 um 36% 

gestiegen. Während in Rheinland-Pfalz gut 

13% der Familien zu den allein Erziehenden 

gehören, liegt der Anteil in Deutschland bei 

fast 15%. 

Unter den allein Erziehenden überwiegen 

mit 82% eindeutig die Mütter. Allerdings 

stieg die Zahl der allein erziehenden Väter 

in Rheinland-Pfalz seit 1991 stärker (+40%) 

als die Zahl der allein erziehenden Mütter 

(+36%). Im gesamten Bundesgebiet ist mit 

annähernd 20% ein etwas höherer Anteil 

allein erziehender Väter zu verzeichnen als 

in Rheinland-Pfalz, wo sich der Anteil auf 

18% beläuft.

Bei den allein Erziehenden handelt es sich 

nach dem traditionellen Familienkonzept 

um ledige, verheiratete getrennt lebende, 

geschiedene oder verwitwete Mütter und 

Väter. Es ist dabei unerheblich, ob allein Er-

ziehende mit ihrem Kind bzw. ihren Kindern 

und einem Partner, z. B. in Form einer nicht-

ehelichen Lebensgemeinschaft, in einem 

Haushalt leben.

Die Mehrheit der allein Erziehenden lebt 

getrennt oder ist bereits geschieden. Allein 

erziehende Mütter leben mit 60% häufiger 

getrennt oder sind geschieden als allein er-

ziehende Väter (52%). 

Auffällig ist aber auch die hohe Zahl Lediger 

unter den allein erziehenden Vätern. Jeder 

vierte allein erziehende Vater ist ledig, bei 

den Müttern ist es nur jede sechste. Stark 

rückläufig ist die Zahl der verwitweten allein 

Erziehenden. Ihr Anteil sank seit 1991 bei 

Müttern um 18 Prozentpunkte auf 24% und 

bei Vätern um 12 Prozentpunkte auf 22%.

2004 gab es mehr Kinder unter 

18 Jahren als 1991 – bundesweit 

waren es weniger

Die Zahl der Kinder unter 18 Jahren ist in 

Rheinland-Pfalz gestiegen. Im Jahr 2004 

waren von den insgesamt 1,1 Mill. Kindern 

rund 750 000 in diesem Alter; gegenüber 

1991 bedeutet dies einen Zuwachs um 

6,5%. Deutschlandweit ist die Zahl der 

Kinder unter 18 Jahren dagegen um 4% 

gesunken.

S 6
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Bevölkerung

Insgesamt 3 775,9 4 057,4 +7,5 80 274,6 82 500,8 +2,8  
unter 18 Jahre 704,0 750,0 +6,5 15 521,8 14 828,8 -4,5  
18 bis 65 Jahre 2 466,3 2 491,7 +1,0 52 720,1 52 304,6 -0,8  
65 Jahre und älter 605,6 815,7 +34,7 12 032,6 15 367,5 +27,7  

 Haushalte und durchschnittliche Haushaltsgröße

Haushalte insgesamt 1 619,9 1 871,7 +15,5 35 256,0 39 122,0 +11,0  
Einpersonenhaushalte 490,1 660,2 +34,7 11 858,0 14 566,0 +22,8  
Mehrpersonenhaushalte 1 129,8 1 211,5 +7,2 23 398,0 24 556,0 +4,9  
davon mit

  2 Personen 506,1 629,5 +24,4 10 863,0 13 335,0 +22,8  
  3 und mehr Personen 623,6 582,0 -6,7 12 536,0 11 221,0 -10,5  
Durchschnittliche Haushaltsgröße 2,4 2,2 -8,3 2,3 2,1 -8,7  

Familien

Insgesamt 1 056,8 1 114,2 +5,4 22 032,0 22 415,0 +1,7  
davon

Ehepaare 951,4 970,5 +2,0 19 492,0 19 096,0 -2,0  
  mit Kind(ern) 559,0 492,5 -11,9 11 098,0 9 249,0 -16,7  
  ohne Kind(er) 392,4 478,0 +21,8 8 394,0 9 847,0 +17,3  

allein Erziehende 105,4 143,7 +36,3 2 540,0 3 319,0 +30,7  
  allein erziehende Mütter 86,7 117,6 +35,6 2 146,0 2 666,0 +24,2  
  allein erziehende Väter 18,7 26,1 +39,6 394,0 653,0 +65,7  
Durchschnittliche Kinderzahl in 

Familien mit Kindern 1,63 1,67 +2,5 1,64 1,65 +0,6  

T 1
Bevölkerung, Haushalte und Familien in Rheinland-Pfalz und in Deutschland 
1991 und 2004

Rheinland-Pfalz

Merkmal

Rheinland-Pfalz

1991 2004 Veränderung 1991 2004 Veränderung

1 000 % 1 000 %

Da die absolute Zahl der Familien mit Kin-

dern im selben Zeitraum nicht so stark ge-

wachsen ist, stieg die durchschnittliche Zahl 

der Kinder unter 18 Jahren je Familie leicht 

an, und zwar von 1,6 auf 1,7.

Die Zahl der Kinder insgesamt (minderjäh-

rige und volljährige) ist gegenüber 1991 um 

knapp 2% gesunken. In demselben Zeit-

raum war im gesamten Bundesgebiet ein 

Rückgang der Zahl dieser Kinder um 7% 

zu beobachten.

In 57% aller Familien leben Kinder; in der 

Hälfte dieser Familien lebt nur ein Kind. 

Gegenüber 1991 ist die absolute Zahl der 

Familien mit einem Kind um 9% gesunken. 

Auch Familien mit vier und mehr Kindern 

gibt es deutlich seltener (–8,5%). Dagegen 

hat die Zahl der Familien mit drei Kindern 

um 13% zugenommen. Unverändert blieb 

die Zahl der Familien mit zwei Kindern.

Ehepaare und allein Erziehende unterschei-

den sich dabei deutlich im Hinblick auf ihre 

Kinderzahl. Bei Ehepaaren wachsen we-

sentlich häufiger zwei und mehr Kinder auf. 

Während bei 44% der Ehepaare nur ein 

Kind aufwächst, liegt der Anteil bei den al-

lein erziehenden Müttern bei 64%, bei allein 

erziehenden Vätern sogar bei 74%.

Die meisten Kinder wachsen in 

„Normalfamilien“ auf

Die meisten minderjährigen Kinder in Rhein-

land-Pfalz leben in der so genannten „Nor-

malfamilie“, das heißt in einer Familie mit zwei 

verheirateten Elternteilen. 82% aller Kinder 

Etwa die Hälfte 
der Familien 
mit Kindern hat 
nur ein Kind 
im Haushalt

Ehepaare
haben mehr 

Kinder als 
allein

Erziehende
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Der Anteil der Kinder, die bei ledigen Eltern-

teilen leben, sinkt mit zunehmendem Alter. 

Liegt dieser Anteil bei der jüngsten Alters-

gruppe unter sechs Jahren noch bei gut 7%, 

so sinkt er bis zur Gruppe der 10- bis 18-

Jährigen auf nur noch knapp 2%. Dagegen 

steigt der Anteil der Kinder, die bei getrennt 

lebenden, geschiedenen oder verwitweten 

Elternteilen leben, mit dem Alter der Kinder 

an. Kinder unter sechs Jahren leben zu 6% 

in solchen Familien. Kinder zwischen 10 und 

18 Jahren leben dagegen dreimal häufiger 

bei getrennt lebenden, geschiedenen oder 

verwitweten Elternteilen.

Vier von fünf Kindern wachsen mit 

Geschwistern auf

Zur Ermittlung der Zahl der Geschwister 

wird nur die Altersgruppe der 6- bis 10-

jährigen Kinder betrachtet. Für diese Alters-

gruppe wird unterstellt, dass die jüngeren 

Geschwister schon geboren sind und die 

älteren noch im elterlichen Haushalt leben.

wachsen in solchen Familien auf. Damit ist 

die „Normalfamilie“ in Rheinland-Pfalz stär-

ker verbreitet als in ganz Deutschland. Im 

bundesweiten Durchschnitt wachsen nur 

knapp 78% aller Kinder in einem Haushalt 

mit beiden Elternteilen auf. Allerdings ist 

gegenüber 1991 auch in Rheinland-Pfalz 

ein Rückgang des Anteils der Kinder in 

„Normalfamilien“ um 8 Prozentpunkte zu 

beobachten.

Der Anteil der Kinder, die in einer „Normal-

familie“ aufwachsen, hängt stark vom Alter 

der Kinder ab. Hier spiegeln sich Paarbin-

dungs- und Paarlösungsprozesse der El-

tern wider. Je jünger die Kinder sind, desto 

häufiger leben sie bei einem Ehepaar. Junge 

Kinder unter sechs Jahren wachsen mit 

knapp 87% noch immer überdurchschnitt-

lich oft bei Ehepaaren auf. Das liegt vor 

allem daran, dass Kinder auch heute noch 

überwiegend in bestehende Ehen hineinge-

boren werden.

S 7
Familien nach Familientyp und Kinderzahl 
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Im Jahr 2004 war nur jedes fünfte Kind ein 

Einzelkind. Die Hälfte aller Kinder hatte eine 

Schwester oder einen Bruder. Gut 22% hat-

ten zwei Geschwister und nur 8% hatten drei 

und mehr Geschwister. Gegenüber 1991 

hat der Anteil der Kinder mit Geschwistern 

in Rheinland-Pfalz leicht abgenommen. Im 

bundesweiten Vergleich wachsen die rhein-

land-pfälzischen Kinder etwas seltener mit 

Geschwistern auf. Im Bundesdurchschnitt 

liegt der Anteil der Einzelkinder um 1 Pro-

zentpunkt niedriger als in Rheinland-Pfalz. 

Um 1 Prozentpunkt höher liegt der Anteil 

der Kinder mit einem Bruder oder einer 

Schwester sowie mit drei und mehr Ge-

schwistern. Dagegen gibt es in Rheinland-

Pfalz häufiger als im Bundesdurchschnitt 

Kinder mit zwei Geschwistern.

25% der 35- bis 40-jährigen Frauen 

leben ohne Kinder

Aus den Daten des Mikrozensus ist nicht 

zu erkennen, ob Frauen, die ohne Kin-

der leben, keine Kinder geboren haben. 

Im Rahmen des Mikrozensus werden nur 

die Kinder gezählt, die im Haushalt leben. 

Dabei ist es gleichgültig, ob es sich um 

eigene, Adoptiv-, Pflege- oder Enkelkinder 

handelt. Zur Untersuchung der Frage, ob 

Frauen mit oder ohne Kinder leben, wer-

den nur die Frauen im Alter zwischen 35 

und 40 Jahren betrachtet. In dieser Alters-

gruppe kann man davon ausgehen, dass 

die jüngsten Kinder bereits geboren sind 

und die ältesten Kinder noch im Haushalt 

leben. Die Analyse zeigt, dass ein Viertel 

der rheinland-pfälzischen Frauen in dieser 

Altersgruppe in einem Haushalt ohne Kinder 

lebt. Ein weiteres Viertel lebt mit einem Kind 

und die Hälfte aller Frauen dieses Alters mit 

mindestens zwei Kindern. Gegenüber 1991 

ist damit der Anteil der Frauen, die ohne 

Kinder leben, deutlich gestiegen. Damals 

lebte nur jede fünfte Frau ohne Kinder. Der 

Anteil der Frauen mit Kindern ist insgesamt 

um 5 Prozentpunkte gesunken.

Fazit

Zwischen 1991 und 2004 haben sich auf-

grund der demographischen Entwicklung 

und des gesellschaftlichen Wandels die 

Strukturen sowohl der Haushalte als auch 

der Familien verändert.
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Wie sich gezeigt hat, nimmt die Zahl der 

Ein- und Zweipersonenhaushalte zu, wäh-

rend die Zahl der größeren Haushalte sinkt. 

Diese Entwicklung wird durch verschiedene 

Faktoren begünstigt. So führt die Alterung 

der Gesellschaft zu einem Anstieg der Zahl 

kleinerer Haushalte: Einerseits bringt die Zu-

nahme der Lebenserwartung eine längere 

Phase ohne Kinder im Haushalt mit sich, 

andererseits führt eine spätere Elternschaft 

zu einer verlängerten vorfamiliären Phase. 

Hinzu kommen die erhöhten Mobilitäts-

anforderungen im Erwerbsleben. So ist 

das getrennte Wohnen – auch unter Ehe-

leuten – heute keine Seltenheit mehr. Die 

zunehmende Technisierung der Haushalte 

und der Ausbau haushaltsnaher Dienstleis-

tungen fördern ebenso die Selbständigkeit 

des Einzelnen und damit die Möglichkeit, 

einen eigenen Haushalt zu führen. Vor 

allem aber ist die sinkende Haushaltsgröße 

Ausdruck des gesellschaftlichen Wandels 

und der zunehmenden Individualisierung 

der Lebensentwürfe. Die zunehmende Er-

werbstätigkeit von Frauen gibt diesen mehr 

Selbständigkeit und die Möglichkeit, einen 

eigenen Haushalt zu gründen.

All diese Faktoren haben starke Auswir-

kungen auf die Familienformen. So steigt 

die Zahl der Frauen und Männer, die zeit-

lebens kinderlos bleiben. Immer weniger 

Ehen werden geschlossen, immer mehr 

Ehen enden vor dem Scheidungsrichter. 

Zwar werden auch heutzutage die meisten 

Kinder in bestehende Ehen hineingeboren 

und wachsen bei einem verheirateten El-

ternpaar auf. Da es jedoch weniger Ehen 

gibt, werden dementsprechend auch weni-

ger Kinder geboren. Parallel zum Rückgang 

der Zahl der Ehepaare mit Kindern steigt 

die Zahl der allein Erziehenden. Ihr Anteil 

an den Familien wird größer. Ob die Kinder 

damit auch wirklich nur bei einem Elternteil 

oder in einer nichtehelichen Lebensgemein-

schaft aufwachsen, ist aus den Daten des 

Mikrozensus bis 2004 nicht erkennbar. Erst 

mit dem Mikrozensus 2005 können darüber 

exakte Angaben gemacht werden. Diese 

Daten werden ab Mitte 2006 vorliegen. Mit 

der Einführung des Lebensformenkonzepts 

reagiert die amtliche Statistik auf die hier 

kurz vorgestellten gesellschaftlichen Verän-

derungen und deren Auswirkungen auf die 

Haushalts- und Familienstruktur.

Romy Feldmann, Diplom-Kauffrau, 

ist Referentin im Referat Analysen 

und Prognosen, Forschungsdaten.
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Von Hans-Jürgen Weber

Ein zentrales Element der Hochschulstatistiken, die umfangreiches 
Datenmaterial aus dem Hochschulbereich liefern, ist die Studenten-
statistik. Die Angaben über die Studierenden werden aus den Ver-
waltungsunterlagen der Hochschulen generiert. Die Aktualität der 

Ergebnisse ist ein besonders wichtiges Qualitätskriterium. Bereits kurz nach Beginn des 
Wintersemesters werden deshalb auf der Basis von Schnellmeldungen vorläufige Ergeb-
nisse über Studierenden- und Studienanfängerzahlen publiziert. Sie liegen der folgenden 
Darstellung zugrunde.

Erstmals mehr als 100 000 Studierende im laufenden 
Wintersemester 2005/06

Starker Anstieg der Studien-

berechtigten 

Das Potenzial, aus dem sich die Studien-

anfänger an den Hochschulen rekrutieren, 

stellen die studienberechtigten Schulabgän-

ger. Die Zahl dieser Absolventen mit Hoch-

schul- oder Fachhochschulreife ist seit Mitte 

der 1990er-Jahre – insbesondere demogra-

phisch bedingt – stetig gestiegen. Wurden 

im Jahr 1995 noch rund 12 100 studienbe-

rechtigte Schulabgänger in Rheinland-Pfalz 

registriert, so waren es im Jahr 2004 be-

reits 17 200 Personen. Innerhalb von neun 

Jahren ist die Zahl der Studienberechtigten 

damit um 42% gestiegen. Der Zuwachs fiel 

in Rheinland-Pfalz 16 Prozentpunkte höher 

aus als im Bundesgebiet. 

Von den insgesamt 17 200 studienberech-

tigten Schulabgängern des Jahres 2004 in 

Rheinland-Pfalz waren knapp 46% männ-

lichen und 54% weiblichen Geschlechts. 

Damit sind Frauen inzwischen deutlich in 

der Mehrzahl. Im Jahr 1995 waren sie mit 

49% noch leicht unterrepräsentiert.

Nach einer Prognose der Kultusminister-

konferenz wird die Zahl der Schulabsol-

ventinnen und -absolventen mit Hochschul- 

oder Fachhochschulreife in Rheinland-Pfalz 

bis zum Jahr 2010 noch auf bis zu 21 600 

ansteigen. Erst ab 2011 wird dann mit einem 

rückläufigen Potenzial Studienberechtigter 

gerechnet.1)

Studienberechtigtenquote liegt 

inzwischen bei knapp 39%

Die dargestellte Entwicklung spiegelt sich 

auch in der Studienberechtigtenquote 

Prozentualer 
Zuwachs der 
Studien-
berechtigten in 
Rheinland-Pfalz 
höher als im 
Bundesgebiet 

Weiterer Anstieg 
der Studien-

berechtigten bis 
zum Jahr 2010 

1)  Prognose der Studienanfänger, Studierenden und Hochschulabsolventen bis 
2020, in: Statistische Veröffentlichungen der Kultusministerkonferenz, Dokumen-
tation Nr. 176, Oktober 2005.



22 Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

Bildung

01 2006

wider. In diesem Quotienten werden die stu-

dienberechtigten Schulabgängerinnen und 

-abgänger eines Absolventenjahrgangs auf 

einen errechneten Durchschnittsjahrgang 

der 18- bis unter 21-Jährigen bezogen. 

Hierfür wird der Mittelwert aus den Bevöl-

kerungszahlen der entsprechenden drei 

Altersjahrgänge gebildet.

Im Jahr 1995 lag die Studienberechtigten-

quote in Rheinland-Pfalz bei knapp 31%. Bis 

zum Jahr 2004 ist sie auf annähernd 39% 

gestiegen. Sie blieb damit – trotz einer im 

Vergleich zum Bundesdurchschnitt über-

proportionalen Zunahme der Studienbe-

Seit zwei Jahren 
rückläufige 

Zahl von 
Erstsemestlern

Starker Anstieg 
der Studienbe-

rechtigtenquote 
bei weiblichen 

Schulabgängern 

rechtigten – immer noch um knapp drei Pro-

zentpunkte unter dem derzeitigen Anteil in 

Deutschland. Besonders stark hat sich die 

Studienberechtigtenquote bei den Schul-

abgängerinnen erhöht. Sie ist in Rhein-

land-Pfalz von knapp 31% im Jahr 1995 um 

knapp 12 Prozentpunkte auf mehr als 42% 

im Jahr 2004 gestiegen. Dagegen erhöhte 

sich die Quote bei den männlichen Schul-

abgängern im selben Zeitraum lediglich um 

4,4 Prozentpunkte auf nunmehr 35%. 

Zahl der Studienanfänger rückläufig

Eine akademische Ausbildung kann man in 

Rheinland-Pfalz zurzeit an 20 Hochschulen 

erhalten. Insgesamt vier Universitäten und 

weitere vier wissenschaftliche Hochschulen 

sowie neun Fachhochschulen und drei Ver-

waltungsfachhochschulen bieten ein breites 

Spektrum an Ausbildungsgängen. Nicht alle 

Studienanfänger an diesen Hochschulen 

haben auch ihre Schulausbildung in Rhein-

land-Pfalz absolviert. Ein erheblicher Teil 

stammt aus anderen Bundesländern, insbe-

sondere aus Hessen, Nordrhein-Westfalen, 

Baden-Württemberg und dem Saarland, 

aber auch aus dem Ausland. Umgekehrt 

gibt es in Rheinland-Pfalz auch etliche Stu-

dienberechtigte, die ein Studium außerhalb 

des Landes beginnen, sowie solche, die gar 

keinen Hochschulabschluss anstreben. Die 

Zahl der rheinland-pfälzischen Studienbe-

rechtigten ist daher kein Maßstab für die 

Zahl der Studienanfänger an rheinland-pfäl-

zischen Hochschulen. 

Im Studienjahr 2005, das heißt im zurück-

liegenden Sommersemester und im derzeit 

laufenden Wintersemester, nahmen insge-

samt 17 275 junge Menschen in Rhein-

land-Pfalz ein Hochschulstudium auf. Im 

20 Hochschulen 
bieten breites 
Ausbildungs-

spektrum

Studienberechtigte Schulabgänger und 
Studienberechtigtenquote 1995−2004

T 1

1995 39 526 12 106 6 193 5 913 30,6 30,6 30,7
2000 44 028 15 267 7 008 8 259 34,7 31,2 38,3
2001 45 124 15 918 7 467 8 451 35,3 32,4 38,3
2002 45 156 16 628 7 692 8 936 36,8 33,2 40,6
2003 44 990 16 912 7 750 9 162 37,6 33,7 41,6
2004 44 533 17 194 7 963 9 231 38,6 35,0 42,4

      
1) Durchschnitt aus den drei Altersjahrgängen. – 2) Anteil der studienbe-
rechtigten Schulabgänger(innen) an der alters- und geschlechtsspezifischen 
Bevölkerung.    
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Jahr zuvor waren noch 17 807 Personen im 

ersten Hochschulsemester eingeschrieben 

gewesen. Nachdem 2003 mit 18 030 Per-

sonen die bisher höchste Erstimmatrikulier-

tenzahl in Rheinland-Pfalz zu verzeichnen 

war, sind nun schon im zweiten Jahr in Folge 

die Studienanfängerzahlen rückläufig. 

Zuvor waren – vom Berichtsjahr 1998 an – 

stetig Zuwächse registriert worden. Die in 

den beiden letzten Jahren beobachteten 

Rückgänge dürften einerseits auf zuneh-

mend eingeführte hochschulinterne Zulas-

sungsbeschränkungen und andererseits 

auf Verzögerungen bei der Studienauf-

nahme, z. B. durch Wehr- bzw. Ersatz-

dienst oder eine vorhergehende berufliche 

Ausbildung, zurückzuführen sein. Aber auch 

die zunehmende Arbeitslosigkeit in den 

Akademikerberufen könnte manchen Stu-

dienberechtigten von der Aufnahme eines 

Hochschulstudiums abgehalten haben.

Von den 17 275 Ersteinschreibern des Jah-

res 2005 waren 8 785 oder 51% Frauen. 

Studentinnen stellen unter den Studienan-

fängern bereits seit Mitte der 1990er-Jahre 

die Mehrheit.

Rückgang der Ersteinschreibungen 

bei allen Hochschularten

Von den Studienanfängern im laufenden 

Studienjahr schrieben sich rund 61% an 

Universitäten, 35% an Fachhochschulen, 

3% an Verwaltungsfachhochschulen und 

knapp 1% an den vier sonstigen wissen-

schaftlichen Hochschulen ein. Vom Rück-

gang der „Erstsemesterzahlen“ im Vergleich 

zum Vorjahr waren alle vier Hochschularten 

betroffen. Die prozentual stärkste Abnah-

me wiesen mit –3,3% die Universitäten auf; 

die Fachhochschulen hatten ein Minus von 

2,6% zu verzeichnen. Am geringsten fiel der 

Rückgang mit –1,5% an den Verwaltungs-

fachhochschulen aus.

Betrachtet man die einzelnen Hochschulen, 

so zeigt sich bei den vier Universitäten ein 

sehr unterschiedliches Bild. Während die 

Technische Universität Kaiserslautern und 

die Universität Koblenz-Landau sogar deut-

liche Zunahmen bei der Zahl der Studienan-

fänger hatten (+7,8 bzw. +7,4%) und deren 

Zahl an der Universität Trier fast unverändert 

blieb, gab es an der Johannes Gutenberg-

Universität Mainz einen starken Rückgang 

von 11,3%. Bei den Fachhochschulen nahm 

die Zahl der Ersteinschreiber bei sechs von 

neun Fachhochschulen ab. Demgegenüber 

Unterschiedliche 
Entwicklung 
in einzelnen 
Hochschulen

Studienanfänger in den Studienjahren 2004 
und 2005 nach Hochschulen

T 2

Technische Universität Kaiserslautern   1 589  1 713  124 7,8

Universität Koblenz-Landau  1 615  1 735  120 7,4

Joh. Gutenberg-Universität Mainz   5 308  4 710 -598 -11,3

Universität Trier  2 469  2 463 - 6 -0,2

Wissenschaftliche Hochschule für
Unternehmensführung   81   90  9 11,1

Deutsche Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften  16   6 -10 -62,5

Theologische Fakultät Trier   45   47  2 4,4

Phil.-Theol. Hochschule Vallendar     5   1 -4 -80,0

FH Bingen   451   493  42 9,3

FH Kaiserslautern  1 004   903 - 101 -10,1

FH Koblenz  1 239  1 283  44 3,6

FH Ludwigshafen   545   534 -11 -2,0

FH Mainz   796   745 -51 -6,4

FH Trier  1 287  1 267 -20 -1,6

FH Worms   489   394 -95 -19,4

Evangelische FH Ludwigshafen    187   179 - 8 -4,3

Katholische FH Mainz   162   201  39 24,1

FH der Dt. Bundesbank Hachenburg    41   40 -1 -2,4

FH für öffentliche Verwaltung
Rheinland-Pfalz  360   351 -9 -2,5

FH für Finanzen Edenkoben   118   120  2 1,7

Insgesamt  17 807  17 275 -532 -3,0

     

1) Vorläufiges Ergebnis.

%
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Hochschule

Fachhochschule (FH)

Veränderung
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konnten die Katholische Fachhochschule 

Mainz, die Fachhochschule Bingen und die 

Fachhochschule Koblenz mit gestiegenen 

Erstsemesterzahlen aufwarten.

Deutlich weniger Ersteinschreibungen 

bei Rechts-, Wirtschafts- und Sozial-

wissenschaften

Deutlich weniger Studienanfänger ent-

schieden sich für rechts-, wirtschafts- bzw. 

sozialwissenschaftlich ausgerichtete Stu-

dienfächer. In dieser Fächergruppe fiel der 

Rückgang der Ersteinschreibungen mit 

–12,4% besonders kräftig aus. Demge-

genüber ergaben sich deutliche Zuwächse 

in den Ingenieurwissenschaften (+5,1%), 

in Humanmedizin/Gesundheitswissen-

schaften (+4,6%) und in den Sprach- und 

Kulturwissenschaften (+4,2%). Trotz des 

bemerkenswert starken Rückgangs konnte 

die Fächergruppe Rechts-, Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaften mit aktuell 34% der 

Erstimmatrikulierten ihre führende Stellung 

im Fächerspektrum behaupten. Auf die 

Studienangebote aus der Fächergruppe 

Sprach- und Kulturwissenschaften entfielen 

insgesamt 23%, auf die Mathematik sowie 

die Naturwissenschaften 19% und auf die 

Ingenieurwissenschaften 16% der Neuein-

schreiber.

Neue Rekordhöhe an Studierenden –

deutlich mehr Frauen

Nach den aktuell vorliegenden Schnellmel-

dungen sind im laufenden Wintersemester 

2005/06 – trotz rückläufiger Studienan-

fängerzahlen – an den rheinland-pfälzi-

schen Hochschulen so viele angehende 

Akademiker wie nie zuvor eingeschrieben. 

Mit 101 516 Studierenden (ohne Beur-

laubte, Gasthörer und Studienkollegiaten) 

wurde eine neue Rekordhöhe erreicht 

und erstmals in der rheinland-pfälzischen 

Landesgeschichte die Marke von 100 000 

Studierenden überschritten.

Trotz rückläufiger Zahl der Studienanfänger 

betrug der Anstieg gegenüber dem Vorjahr 

2,4%. In den letzten 15 Jahren hat die Zahl 

der Studierenden um 40% zugenommen. 

In diesem Zeitraum hat sich die Frauen-

quote an den Hochschulen deutlich erhöht 

(+9,7 Prozentpunkte). Im Wintersemester 

1990/91 waren von 100 Studierenden erst 

40 weiblich. Im derzeit laufenden Winter-

semester stellen Frauen die Hälfte der 

Studentenschaft.

Die Zahl der Studentinnen ist in den letz-

ten 15 Jahren um 74% gestiegen. Die Zahl 

ihrer männlichen Kommilitonen nahm im 

gleichen Zeitraum lediglich um 17% zu. 

Der Trend, dass zunehmend Frauen an die 

Hochschulen streben, ist ungebrochen. 

Auch gegenüber dem vorangegangenen 

Wintersemester fiel der Zuwachs bei den 

Studentinnen mit +2,7% erneut höher aus 

als bei den Studenten mit +2,1%. 

Erstmals Marke 
von 100 000 
Studierenden 
überschritten

S 2
Studierende in den Wintersemestern 
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An den Universitäten in Rheinland-Pfalz 

sind im laufenden Wintersemester sogar 

mehr Frauen als Männer eingeschrieben. 

Lediglich an der überwiegend technisch 

orientierten Universität Kaiserslautern sind 

die Frauen mit 35% in der Minderheit. Die 

höchste Frauenquote verzeichnet die Uni-

versität Koblenz-Landau mit 65%. Dies 

dürfte vor allem darauf zurückzuführen 

sein, dass hier ein deutlicher Schwerpunkt 

im Bereich der Lehrerausbildung liegt. Auch 

die beiden anderen Landesuniversitäten in 

Trier und Mainz weisen mit 58 bzw. 57% 

deutlich überdurchschnittliche Frauenan-

teile auf. Demgegenüber sind Studentinnen 

an den Fachhochschulen mit knapp 40% 

unterrepräsentiert. Dies ist hauptsäch-

lich auf die auch hinsichtlich der Studen-

tenzahlen gut besetzten technischen und 

naturwissenschaftlichen Studiengänge zu-

rückzuführen.

Von den 50 744 im Wintersemester 2005/06 

immatrikulierten Studentinnen sind mehr als 

36% in einem Studiengang der Sprach- und 

Kulturwissenschaften und knapp 31% in 

einem rechts-, wirtschafts- oder sozialwis-

senschaftlich ausgerichteten Studiengang 

eingeschrieben. Immerhin gut 14% der Stu-

dentinnen belegen mathematisch-naturwis-

senschaftliche Fächer, 7% studieren eine 

ingenieurwissenschaftliche Disziplin und 

6% humanmedizinisch/gesundheitswissen-

schaftlich ausgerichtete Studienfächer.

Nur geringer Anstieg bei 

ausländischen Studierenden

Leicht zugenommen hat im Wintersemester 

2005/06 auch die Zahl der ausländischen 

Studierenden, und zwar um 52 oder 0,5% 

auf 11 582. Sie stellen damit einen Anteil 

von 11,4% der Gesamtstudentenschaft. An 

Universitäten sind ausländische Kommilito-

ninnen und Kommilitonen mit einem Anteil 

von 12,2% etwas stärker vertreten als an 

Fachhochschulen (10,4%).
Höchste Frauen-
quote an der 
Universität 
Koblenz-Landau

Studienfächer 
der Sprach- und 

Kulturwissen-
schaften bei 

Frauen am 
beliebtesten
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Wie ihre deutschen Studienkolleginnen und 

-kollegen studieren auch die meisten Aus-

länder rechts-, wirtschafts- und sozialwis-

senschaftliche Fächer. Im laufenden Win-

tersemester liegt der entsprechende Anteil 

bei 32%. Ein weiterer Studienschwerpunkt 

sind Sprach- und Kulturwissenschaften 

(29%), gefolgt von Mathematik und Natur-

wissenschaften (17%) sowie Ingenieurwis-

senschaften (14%). Die Ausländerquoten in 

diesen vier am stärksten besetzten Fächer-

gruppen reichen von 10,6% bei Mathema-

tik und Naturwissenschaften bis 12,9% bei 

Sprach- und Kulturwissenschaften. 

Entwicklung der Studierendenzahlen 

an den einzelnen Hochschulen ver-

schieden

Betrachtet man die Studierendenzahlen an 

den verschiedenen Hochschularten, dann 

hatten gegenüber dem Wintersemester 

2004/05 die Universitäten wie die Fachhoch-

schulen Zuwächse zu verzeichnen, wobei 

sowohl prozentual (+3,1%) als auch absolut 

(+2 042 Studierende) die Universitäten am 

stärksten zulegten. Die Zunahme bei den 

Fachhochschulen war mit +1,9% (+578 Stu-

dierende) vergleichsweise moderat. 

Weniger Studierende gibt es sowohl bei 

den Verwaltungsfachhochschulen (–8%) als 

auch bei den vier sonstigen wissenschaft-

lichen Hochschulen (–6,1%); eine Ausnah-

me bildet hier nur die Theologische Fakultät 

Trier (+5,4%). Bezogen auf die Absolutwerte 

fallen die sinkenden Studierendenzahlen 

der beiden letztgenannten Hochschularten 

allerdings nur geringfügig ins Gewicht, da 

hier die Immatrikuliertenzahlen vergleichs-

weise klein sind.

Die Zunahme an den vier Universitäten 

verteilt sich sehr unterschiedlich auf die 

einzelnen Hochschulen. Die Zuwachsraten 

reichen von lediglich 0,2% an der Johannes 

Gutenberg-Universität Mainz bis 9,7% an der 

Technischen Universität Kaiserslautern.

Auch in Absolutzahlen gesehen legte die 

Technische Universität Kaiserslautern unter 

allen rheinland-pfälzischen Hochschulen mit 

einem Anstieg von 830 Studierenden am 

deutlichsten zu. Dies ist vor allem auf den 

starken Zuspruch zurückzuführen, den der-

zeit die dort eingerichteten Fernstudiengän-

ge erfahren. 

An sechs der insgesamt neun Fachhoch-

schulen im Land stiegen die Studieren-

Zuwächse an 
Universitäten 
und Fachhoch-
schulen

Höchster 
absoluter 
Zuwachs

an der TU
 Kaiserslautern

Studierende in den Wintersemestern 2004/05 
und 2005/06 nach Hochschulen

T 3

Technische Universität Kaiserslautern  8 567 9 397  830 9,7
Universität Koblenz-Landau 10 352 11 018  666 6,4
Joh. Gutenberg-Universität Mainz  34 329 34 391  62 0,2
Universität Trier 12 842 13 326  484 3,8
Wissenschaftliche Hochschule für     

 Unternehmensführung  447  439 - 8 -1,8
Deutsche Hochschule für     

Verwaltungswissenschaften   512 435 - 77 -15,0
Theologische Fakultät Trier  295 311  16 5,4
Phil.-Theol. Hochschule Vallendar    114 99 - 15 -13,2
FH Bingen 2 189 2 246  57 2,6
FH Kaiserslautern 5 211 5 147 - 64 -1,2
FH Koblenz 5 386 5 779  393 7,3
FH Ludwigshafen 2 711 2 736  25 0,9
FH Mainz 4 482 4 401 - 81 -1,8
FH Trier 5 787 5 875  88 1,5
FH Worms 2 575 2 570 - 5 -0,2
Evangelische FH Ludwigshafen   734 811  77 10,5
Katholische FH Mainz  637 725  88 13,8
FH der Dt. Bundesbank Hachenburg   186 147 - 39 -21,0
FH für öffentliche Verwaltung     

 Rheinland-Pfalz 1 376 1 275 - 101 -7,3
FH für Finanzen Edenkoben  406 388 - 18 -4,4
Insgesamt 99 138 101 516 2 378 2,4
     
1) Vorläufiges Ergebnis.
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denzahlen, wobei hier die Fachhochschule 

Koblenz – absolut gesehen – mit einem Plus 

von 393 Immatrikulierten deutlich vorn liegt. 

Dies ist überwiegend auf den Ausbau des 

Studienangebotes an dem neu errichteten 

Standort dieser Fachhochschule in Re-

magen zurückzuführen. Auch die beiden 

Fachhochschulen in freier Trägerschaft, die 

Katholische Fachhochschule Mainz und die 

Evangelische Fachhochschule Ludwigs-

hafen, legten deutlich zu. Sie erreichten –

prozentual gesehen – mit +13,8% bzw. 

+10,5% die höchsten Zunahmen unter 

den Fachhochschulen. Im Vergleich hier-

zu legte die Fachhochschule Koblenz um 

7,3% zu. Rückläufig sind demgegenüber 

die Immatrikulationen an allen drei Verwal-

tungsfachhochschulen im Land. Das im 

Zuge der Europäisierung der Geldpolitik 

deutlich geschrumpfte Aufgabenspektrum 

der Deutschen Bundesbank hat insbeson-

dere an der Fachhochschule der Deutschen 

Bundesbank in Hachenburg zu einem sehr 

starken Rückgang (–21%) geführt. 

Rechts-, Wirtschafts- und Sozial-

wissenschaften am stärksten 

besetzte Fächergruppe

Ein Drittel der Studierenden ist im aktuellen 

Wintersemester 2005/06 in einem Studien-

fach der Rechts-, Wirtschafts- oder Sozial-

wissenschaften eingeschrieben. Mit knapp 

26% aller Immatrikulierten bilden die Sprach- 

und Kulturwissenschaften die zweitstärkste 

Fächergruppe, gefolgt von Mathematik und 

Naturwissenschaften (knapp 19%) sowie 

den Ingenieurwissenschaften mit 12,6%. 

Die verbleibenden rund 10% der Immatriku-

lierten entfallen zu ungefähr gleichen Teilen 

auf die Fächergruppe Humanmedizin/Ge-

sundheitswissenschaften und die Gruppe 

der übrigen Fächer. Damit ergibt sich im 

Hinblick auf die Verteilung der Studieren-

den auf die Fächergruppen im Vergleich 

zum vorangegangenen Wintersemester ein 

fast unverändertes Bild.

Gemessen in Absolutzahlen verzeichne-

te die Fächergruppe Sprach- und Kultur-

wissenschaften mit einem Plus von 957 

Einschreibungen gegenüber dem Winter-

semester 2004/05 den höchsten Zuwachs. 

Aber auch in den Ingenieurwissenschaften 

(+539) sowie in der Fächergruppe Mathe-

matik, Naturwissenschaften (+532) wurden 

größere Hörerzahlen als vor einem Jahr 

ermittelt.

Fast 
unveränderte 
Verteilung der 
Studierenden 
nach Fächer-
gruppen 

Hans-Jürgen Weber, Diplom-Be-

triebswirt (FH), ist als Sachgebiets-

leiter für die Hochschul- und Berufs-

bildungsstatistiken zuständig.
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Von Helmut Kollmar

In den zurückliegenden Wochen tauchte in den Medien und in der 
Öffentlichkeit, aber auch im politischen Raum immer wieder das 
Stichwort „Volkszählung – Registergestützter Zensus“ auf. Anlass für 
die Diskussionen gaben neben den Auswirkungen des demogra-

phischen Wandels und den verstärkten Bemühungen um die Integration der ausländischen 
Bevölkerung auch Fragen nach der Höhe nationaler und europäischer Fördermittel, die 
sich u. a. nach Bevölkerungszahlen richten. Der folgende Beitrag liefert einige Grund-
informationen zum besseren Verständnis des sehr komplexen Themenbereichs.

Stichwort: Volkszählung – Registergestützter Zensus

Notwendigkeit von Zensusdaten

Volkszählungen und andere Zensusformen 

haben national wie international die Funk-

tion, in regelmäßigen Abständen eine 

umfassende Bestandsaufnahme von Be-

völkerung und Gesellschaft vorzunehmen. 

Sie liefern Basisdaten über die Bevölkerung, 

Erwerbstätigkeit und Wohnsituation in tiefer

regionaler Gliederung. Ihre Ergebnisse sind

unmittelbar oder mittelbar Grundlage für 

politische Planungsprozesse verschiedens-

ter Art sowie für das statistische Gesamt-

system, z. B. als Fortschreibungs- und 

Auswahlgrundlage. Die Ermittlung einer 

korrekten Bevölkerungszahl, die in Deutsch-

land, aber auch auf supranationaler Ebene 

als Bemessungsgrundlage und Abgren-

zungskriterium vielfältige Verwendung fin-

det, ist eine der zentralen Aufgaben eines 

Zensus.

Die Wanderungsbewegungen und die ge-

sellschaftlichen Veränderungen seit Beginn 

der 1990er-Jahre haben die Zusammen-

setzung der Bevölkerung deutlich verändert 

und machen aktuelle Daten erforderlich. Das 

gilt vor allem auch, wenn die Lebensverhält-

nisse der Bürgerinnen und Bürger nicht als 

unabänderlich anzusehen sind, sondern 

steuernd in deren Entwicklung eingegrif-

fen werden soll. Deshalb ist es umso gra-

vierender, dass eine solche grundlegende 

Bestandsaufnahme in den alten Bundes-

ländern inzwischen 18 Jahre, in den neuen 

Bundesländern gar 24 Jahre zurückliegt.

Herkömmliche Volkszählung

Die bisher in Deutschland ausschließlich 

oder überwiegend genutzte Form einer um-

Bedarf an 
Basisdaten in 
tiefer regionaler 
Gliederung 

Letzte
 Bestandsauf-

nahme liegt
 18 Jahre

 zurück 
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fassenden Bestandsaufnahme der Bevölke-

rung war die traditionelle Volkszählung. Sie 

setzt beim einzelnen Bürger an und erfragt 

dort alle notwendigen Daten über 

− Wohnverhältnisse,

− Haushalts- und Familienzusammenhänge,

− Lebensverhältnisse, wie Bildung, Erwerbs-

beteiligung, Unterhaltsquellen.

Im Ergebnis bilden diese Daten ein in sich 

geschlossenes System, mit dem ein zusam-

menhängendes Datenspektrum über Woh-

nungen, Haushalte und Personen flächen-

deckend und in kleinräumiger Gliederung 

(sogar unterhalb der Gemeindeebene, z. B. 

für Stadtteile) für Auswertungszwecke zur 

Verfügung steht.

Diese bisher in Deutschland übliche Befra-

gung aller Gebäude- und Wohnungseigen-

tümer, Haushalte und Personen erfordert 

den Aufbau einer großen Erhebungsorga-

nisation bei den Kommunen und den 

statistischen Ämtern und bringt eine sehr 

lange Bearbeitungszeit mit sich. Damit ver-

bunden waren beträchtliche Kosten für die 

Durchführung, aber auch für eine Öffent-

lichkeitsarbeit, die Bürgerinnen und Bürger 

für eine Mitarbeit gewinnen musste. Nach 

Schätzungen soll die Zählung 1987, die nur 

in den alten Bundesländern durchgeführt 

wurde, 1 Mrd. DM gekostet haben. Eine 

erneute Zählung alter Art, jetzt in Gesamt-

deutschland, könnte nach überschlägigen 

Berechnungen über 1 Mrd. Euro kosten.

Registergestützter Zensus als 

Alternativmodell

Unter Kostengesichtspunkten, aber auch 

im Hinblick auf eine Entlastung der Bevöl-

Gewinnung von 
Daten aus unter-

schiedlichen 
Registern in 

Deutschland 
erschwert

Deutscher 
Zensus bisher 
immer in Form 
einer Befragung 
der Bevölkerung 

kerung begannen in den 1990er-Jahren 

Statistikexperten aus Bund und Ländern 

ein Alternativkonzept zu entwickeln, bei 

dem so weit wie möglich auf vorhandene 

Verwaltungsregister zurückgegriffen wer-

den sollte. Das Modell erhielt den Namen 

„Registergestützter Zensus“.

Grundlage eines registergestützten Zen-

sus ist die kombinierte Nutzung vorhande-

ner Register zur direkten Gewinnung von 

Daten oder mindestens zur Unterstützung 

von Erhebungen. Die in Frage kommenden 

Register gehen im Einzelnen aus dem oben 

stehenden Textkasten hervor.

In der amtlichen Statistik Deutschlands ist 

die Zusammenfassung von Daten unter-

schiedlicher Register eine bisher nicht 

praktizierte Zensusmethode. Erschwert 

wird dieses Verfahren dadurch, dass der-

Entwicklung 
neuer

 Zensusformen
 notwendig

Hoher Aufwand 
für traditionelle 
Volkszählung

Nutzbare Register im Rahmen eines Zensus:

− Melderegister für demographische Grunddaten der 
Bevölkerung.

− Grundsteuerdateien, Dateien der Finanzbehörden, von 
Gebäudebrandschutzversicherungen sowie von Ver-
sorgungs- und Entsorgungsbetrieben zur Ermittlung der 
Anschriften aller Gebäude- und Wohnungseigentümer. 
(Wegen des Fehlens von Gebäude- und Wohnungs-
registern müssen die gewünschten Daten durch eine 
− postalische − Befragung bei Gebäude- und Woh-
nungseigentümern erhoben werden.)

− Dateien der Bundesagentur für Arbeit über sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte, Arbeitslose und in 
Fortbildungsmaßnahmen befindliche Personen.

− Dateien der im öffentlichen Dienst beschäftigten Be-
amtinnen und Beamten.

Info



30 Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz

Bevölkerung

01 2006

1) Zu Inhalt und Methoden des Zensustests siehe Kollmar, Helmut: Der Zensus-
test, in: Statistische Monatshefte Rheinland-Pfalz, Heft 1/2002, S. 8–12.

zeit in der Bundesrepublik – im Gegensatz 

zu anderen Staaten – keine Identifikatoren, 

wie z. B. eine „Bürgernummer“, existieren, 

die eine Verknüpfung verschiedener Daten-

quellen erleichtern. 

In diesem Zusammenhang sind auch Ver-

fahren zu entwickeln, mit denen nicht unmit-

telbar aus Registern zu entnehmende Daten 

gewonnen werden können. Hierzu gehört 

die so genannte „Haushaltegenerierung“, 

ein Verfahren zur maschinellen Generierung 

von Haushaltszusammenhängen durch die 

kombinierte Nutzung von Melderegister-

daten und der in einer Gebäude- und Woh-

nungszählung primär erhobenen Daten.

Ein solcher Methodenwechsel muss zwin-

gend durch 

− eingehende Verfahrenstests,

− eine Prüfung der Qualität der relevanten 

Register und 

− eine Prüfung der Validität der aus den 

verschiedenen Quellen zu gewinnenden 

Daten 

vorbereitet werden. Mit dem Zensusvorbe-

reitungsgesetz vom 27. Juli 2001 (BGBl. I 

S. 1882) beauftragte deshalb der Gesetz-

geber die statistischen Ämter des Bundes 

und der Länder mit entsprechenden Test-

erhebungen zur Vorbereitung eines regis-

tergestützten Zensus (Zensustest).1)

Mit dem Zensustest sollten im Wesentlichen 

über folgende Sachverhalte zuverlässige 

Erkenntnisse erlangt werden: 

− Qualität der Melderegister im Hinblick 

auf Über- und Untererfassungen der Ein-

wohner. 

− Wirkungsgrad von Verfahren zur statis-

tischen Bereinigung der Melderegister 

um Mehrfachfälle, Über- und Untererfas-

sungen. 

− Unterschiede in den Ergebnissen zwi-

schen einer postalischen Erhebung der 

Wohnungsdaten bei den Gebäude-/

Wohnungseigentümern (GWZ) und deren 

Erhebung durch eine direkte Befragung 

der Haushalte (Wohnungsnutzer) über 

Erhebungsbeauftragte. 

− Die Möglichkeiten der Weiterentwicklung 

des Verfahrens zur Haushaltegenerie-

rung und Prüfung der Zuverlässigkeit 

dieses Verfahrens. 

− Nutzungsmöglichkeiten und Qualität der 

Register der Bundesagentur für Arbeit. 

Ergebnis des Zensustests

Zentrales Ergebnis des in den Jahren 2001/02 

durchgeführten Zensustests war, dass ein 

registergestützter Zensus in Deutschland 

grundsätzlich machbar ist und sich die im 

Zensustestgesetz vorgesehenen statisti-

schen Methoden und Verfahren weitgehend 

als geeignet erwiesen haben.

Die festgestellten Fehlerquoten der Melde-

register sind stark von der Organisation 

der Meldeverfahren in den einzelnen Bun-

desländern, aber besonders auch von 

der Gemeindegröße abhängig. Nach Ein-

schätzung der statistischen Ämter bedarf 

es deshalb in größeren Gemeinden einer 

zusätzlichen Qualitätsprüfung und Berei-

nigung der zu verwendenden Register-

daten. Hierfür werden Primärerhebungen 

in Form von Stichproben als ausreichend 

angesehen.

Register-
gestützter

 Zensus
 grundsätzlich 

möglich 

Neue 
Erhebungs-
verfahren 
im Test
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Im Ergebnis kann ein registergestützter 

Zensus flächendeckend bis zur Gemein-

deebene (teilweise auch darunter) folgende 

Daten ermitteln:

− Bevölkerungszahlen,

− Eckdaten zur Bevölkerungsstruktur 

(Geschlecht, Alter, Familienstand, Staats-

angehörigkeit sowie Familien- und Haus-

haltszusammenhänge),

− Angaben über Gebäude und Wohnungen 

einschließlich deren Größe und Ausstat-

tung,

− Daten über die Erwerbstätigkeit der Be-

amten und sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten sowie über Arbeitslose.

Ein nur auf Register gestützter Zensus lie-

fert damit nicht vollständig die bisherigen 

Ergebnisse einer klassischen Volkszählung. 

Angaben über Selbständige, Pendler, Bil-

dungsstand und Quellen des Lebensunter-

halts der Bevölkerung fehlen beispielsweise. 

Zu deren Ermittlung bedürfte es ergän-

zender Primärerhebungen beim Bürger. 

Diese könnten – bei einer Beschränkung 

auf Stichprobenbefragungen – mit den be-

reits zur Qualitätsprüfung und Bereinigung 

der benutzten Register durchzuführenden 

Erhebungen (Registerkontrollen) zusam-

mengefasst werden. Dabei werden die 

Stichprobenumfänge – und damit die ent-

stehenden Kosten – entscheidend durch die 

regionale Nachweistiefe bestimmt, die auf 

der einen Seite für die Ergebnisse der Re-

gisterkontrollen und auf der anderen Seite 

für die zusätzlichen Daten gewünscht wird. 

In Abhängigkeit davon könnten für Deutsch-

land die Kosten eines registergestützten 

Zensus zwischen rund 300 und 500 Mill. 

Euro liegen.

Offene Fragen bei der Bewertung des 

Alternativmodells

Die Entscheidung für eine konkrete Varian-

te einer ergänzenden Stichprobenerhebung 

wird durch die sehr unterschiedlichen Ver-

waltungsstrukturen und Gemeindegrößen 

in den einzelnen Bundesländern deutlich 

erschwert. So bedeutet beispielsweise die 

Wahl einer Erhebungsvariante, bei der sich 

aus Kostengründen die Registerkontrollen 

und die Gewinnung zusätzlicher Informati-

onen auf größere Gemeinden (z. B. mit 10 000 

und mehr Einwohnern) beschränken, dass 

kleinräumig strukturierten Flächenländern 

wie Rheinland-Pfalz – mit mehr als 2 300 

zumeist kleineren Gemeinden – im Ergebnis 

überwiegend nur die aus den Registern und 

aus der postalischen Befragung der Gebäu-

de- und Wohnungsinhaber stammenden 

Grunddaten zur Verfügung stünden. Aus 

den durch Stichprobenerhebungen gewon-

nenen zusätzlichen Daten könnten nicht ein-

mal auf der Ebene von Verbandsgemeinden 

flächendeckend Ergebnisse erstellt werden. 

Bei Großstädten, wie z. B. Berlin, würden 

die notwendigen Daten zur Korrektur der 

aus Registern stammenden Bevölkerungs-

zahlen fehlen, aber auch die fachlichen Er-

gänzungsdaten für Stadtbezirke, Gemein-

deteile oder andere Planungseinheiten.

Zur Fortführung der Vorbereitungsarbeiten 

für einen registergestützten Zensus und zur 

Optimierung der Kosten-Nutzen-Relation 

wurde von den statistischen Ämtern des 

Bundes und der Länder zwischenzeitlich 

ein Projekt eingerichtet, das die Schaffung 

der methodischen, organisatorischen und 

rechtlichen Grundlagen für einen register-

gestützten Zensus zum Gegenstand hat. 

Dazu sollen – auch unter Mitwirkung der 

Wissenschaft – Vorschläge für Verfahren 

Bisheriges 
Datenspektrum 
einer Volks-
zählung aus 
Registern 
allein nicht zu 
gewinnen 

Kosten der 
Gewinnung 
zusätzlicher 
Daten von der 
regionalen 
Nachweistiefe 
abhängig 

Projekt zur 
Verbesserung 

der Kosten-
Nutzen-Relation 

eines register-
gestützten 

Zensus  
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entwickelt werden, die eine Verbesserung 

der Ergebnisermittlung in tiefer regionaler 

Gliederung ermöglichen.

Zensus im Zeitraum 2010/11?

Den Empfehlungen der Vereinten Natio-

nen folgend, in etwa 10-jährigem Abstand 

Zählungen durchzuführen, hat auch die 

Europäische Union erste Überlegungen 

angestellt, im Zeitraum 2010/11 eine neue 

Zensusrunde in allen Mitgliedsstaaten an-

zustreben. Dabei soll die Form der Erhebung 

– in Frage kommen beispielsweise direkte 

Befragungen der Bürger, Nutzung vor-

handener Register, Kombinationsmodelle – 

den Einzelstaaten überlassen werden.

Zur Teilnahme Deutschlands an einer 

– wahrscheinlich also um 2010/11 stattfin-

denden – EU-weiten Zensusrunde sind vor-

bereitende Arbeiten erforderlich, die einer 

gesetzlichen Grundlage bedürfen. Daher ist 

als Teil des bereits erwähnten Projekts auch 

vorgesehen, bis spätestens Ende 2007 den 

Entwurf für ein so genanntes „Vorschalt-

gesetz“ zu erarbeiten.

Die Dringlichkeit, mit der die Verände-

rungen der letzten Jahrzehnte sowie der 

stattfindende demographische Wandel 

und dessen vielfältige Auswirkungen auf 

Staat, Gesellschaft und Wirtschaft erkannt, 

quantifiziert und bewältigt werden müssen, 

hat im politischen Raum und ebenso in Tei-

len der Öffentlichkeit die Erkenntnis wach-

sen lassen, dass auch die Bundesrepublik 

Deutschland auf aktuelle Daten angewiesen 

ist. Zudem haben die internationalen Anfor-

derungen hinsichtlich vergleichbarer Daten 

Beachtung gefunden. So ist u. a. im Koali-

tionsvertrag der neuen Bundesregierung die 

Beteiligung Deutschlands an einer EU-wei-

ten Zensusrunde vereinbart worden. Dabei 

wird auf die Notwendigkeit hingewiesen, 

eine solche Erhebung mit möglichst geringer 

Belastung für die Bürger und kostengünstig 

durchzuführen. Dieser Forderung entspricht 

eher ein registergestützter Zensus als eine 

herkömmliche Volkszählung, auch wenn 

diese in einzelnen Stellungnahmen Befür-

worter findet.

Die amtliche Statistik wird unter den der-

zeitigen Gegebenheiten die begonnenen 

Arbeiten für einen zukünftigen registerge-

stützten Zensus intensiv fortsetzen und 

alle Maßnahmen unterstützen, die einer 

nachhaltigen Verbesserung der zur Ver-

wendung in einem Zensus vorgesehenen 

Register dienlich sind. Gleichzeitig ist es 

erforderlich, in der Politik und vor der 

Öffentlichkeit neben den Möglichkeiten 

auch die Grenzen eines registergestützten 

Zensus bewusst zu machen.
Notwendigkeit 
aktueller Daten 
wird zuneh-
mend erkannt 

Helmut Kollmar, Diplom-Volkswirt, 

leitet die Abteilung Gesellschaft, Be-

völkerung, Volkswirtschaftliche Ge-

samtrechnungen.

EU-Zensus-
runde um 
2010 geplant  
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Von Dr. Ludwig Böckmann und Thomas Kirschey

Wirtschaft in Rheinland-Pfalz

ifo Index klettert im Dezember auf 

Fünfjahreshoch

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerb-
liche Wirtschaft gilt als wichtiger qualitativer 
Frühindikator für die Konjunktur in Deutsch-
land. Für seine Ermittlung befragt das 
Münchener ifo Institut monatlich 7 000 Unter-
nehmen.

Die deutsche Wirtschaft präsentierte sich vor 
Weihnachten in einer unerwartet starken Ver-
fassung. Der ifo Geschäftsklimaindex kletterte 
von 97,8 auf 99,6 Punkte. Ein solch hoher In-
dexstand wurde zuletzt im August 2000 er-
reicht. Der kräftige Anstieg hat viele Experten 
überrascht. Nach der Delle im November war 
allgemein nur mit einer leichten Verbesserung 
des Geschäftsklimas gerechnet worden. Vor 
allem internationale Faktoren, wie die robuste 
Konjunktur in den USA, der zuletzt gesun-
kene Ölpreis und der stabile Dollar, werden 
als Gründe für die gute Stimmung in den Un-
ternehmen angeführt. Damit ist der seit dem 
Frühjahr zu beobachtende Aufwärtstrend 
weiterhin intakt, und es gibt Hoffnungen auf 
eine spürbare Belebung in 2006.

Die vom ifo Institut befragten Unternehmen 
haben im Dezember ihre gegenwärtige Ge-
schäftslage und ihre Geschäftserwartungen 
für die kommenden sechs Monate wesent-
lich günstiger beurteilt als noch im November. 
Sowohl der Lageindex als auch der Erwar-
tungsindex standen im November bei 97,8 
Punkten. Beide sprangen im Dezember auf 
99,6 Punkte.

Im verarbeitenden Gewerbe hat sich das 
Geschäftsklima nach dem Rückgang im 
November wieder merklich aufgehellt. Die 
Unternehmen in diesem wichtigen Be-
reich der deutschen Wirtschaft schätzten 

vor allem ihre Geschäftsaussichten für das 
kommende Halbjahr günstiger ein als noch 
im November. Dies ist nicht zuletzt auf das 
Exportgeschäft zurückzuführen, an das die 
Unternehmen verstärkt optimistische Erwar-
tungen knüpfen. Aber auch die Beurteilung 
der Geschäftslage hat sich im Vergleich zum 
Vormonat verbessert.

Die Stimmungsbesserung im Bauhauptge-
werbe, die bereits seit September zu beob-
achten ist, setzte sich im Dezember fort. Die 
befragten Unternehmen in dieser Branche 
haben vor allem ihre Geschäftslage günstiger 
beurteilt als im November.

Auch im Handel ergab sich im Dezember ein 
deutlich günstigeres Geschäftsklima, und zwar 
sowohl im Groß- als auch im Einzelhandel. 

Stimmung in der 
deutschen Wirt-
schaft hat sich 
im Dezember 
unerwartet stark 
verbessert

Sowohl die 
Lage als auch 
die Geschäfts-
erwartungen 
werden von 
Unternehmen 
deutlich besser 
eingeschätzt 

Freundlichere 
Stimmung im 
verarbeitenden 
Gewerbe

Weitere Klima-
verbesserung 
im Bauhaupt-

gewerbe

Stand:

Dezember

2005

ifo Geschäftsklima Deutschland
ifo Konjunkturtest Gewerbliche Wirtschaft1)

Indexwerte: 2000 = 100

1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Geschäftsklima Geschäftserwartungen

Beurteilung der Geschäftslage

110

1) Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe, Groß- und Einzelhandel
(saisonbereinigt).

Quelle: ifo Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München.
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Auftrags-
eingänge im 

Maschinenbau 
weiter im Plus 

– Aufträge aus 
dem Ausland 

stiegen stärker 
als die Inlands-

aufträge

Entwicklung im 
verarbeitenden 
Gewerbe mit 
dem Vorjahr 
nur bedingt 
vergleichbar

Auftragsein-
gänge des 
verarbeitenden 
Gewerbes im 
September 
2005 gegen-
über dem 
Vorjahr um 
7,7% gestiegen

Dies ist ganz wesentlich auf eine positivere 
Einschätzung der aktuellen Geschäftslage 
zurückzuführen. Beim Einzelhandel spielt 
hier sicherlich das Weihnachtsgeschäft eine 
Rolle, das einträglicher als erwartet verlaufen 
ist. Aber auch die Geschäftserwartungen für 
die kommenden Monate haben sich im Groß- 
und Einzelhandel verbessert.

Steigende Auftragseingänge im 

verarbeitenden Gewerbe – kräftiger 

Anstieg auch im Baugewerbe

Die Auftragseingänge sind quantitative Früh-
indikatoren der Konjunkturentwicklung; sie 
laufen der Konjunktur um mehrere Monate 
voraus. Die Beobachtung der Frühindikatoren 
ermöglicht einen gewissen Ausblick auf die 
künftige konjunkturelle Entwicklung.

Da die Auftragseingänge des verarbeitenden 
Gewerbes, etwa aufgrund von Großaufträ-
gen, von Monat zu Monat stark schwanken 
können, wird zur Konjunkturbeurteilung der 
gleitende Drei-Monats-Durchschnitt heran-
gezogen.

Im rheinland-pfälzischen verarbeitenden 
Gewerbe ist der Drei-Monats-Durchschnitt 
der Auftragseingänge im September ge-
genüber dem Vorjahr gestiegen, und zwar 
zum dritten Mal in Folge stärker als im Vor-
monat. Der preisbereinigte Zuwachs belief 
sich im September 2005 im Vergleich zum 
entsprechenden Vorjahresmonat auf 7,7%. 
Im August wurde ein Plus von 5% registriert.

Allerdings ist die Vergleichbarkeit der Auf-
tragsentwicklung gegenüber dem Vorjahr 
durch Sondereinflüsse aufgrund erfassungs-
technischer Änderungen im Wirtschaftszweig 
„Herstellung von chemischen Erzeugnissen“ 
eingeschränkt. Wegen des hohen Gewichts 
der chemischen Industrie im verarbeitenden 
Gewerbe können sich diese Änderungen 
auch im Gesamtergebnis auswirken.

Die Auftragsentwicklung im verarbeitenden 
Gewerbe wurde im September 2005 erneut 
von Zuwächsen sowohl aus dem Inland als 
auch aus dem Ausland getragen. Dies ist seit 
Mai zu beobachten; seit Juni stiegen die In-
landsaufträge dabei jeweils deutlich stärker 
als die Aufträge aus dem Ausland. Im Sep-
tember lagen die realen Zuwachsraten in etwa 
auf dem gleichen Niveau. Bei den Bestellun-
gen aus dem Inland wurde gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahresmonat ein Plus von 
7,8% registriert. Die Bestellungen aus dem 
Ausland erhöhten sich gegenüber Septem-
ber 2004 in ähnlichem Maß und stiegen um 
7,5%. Im August 2005 hatte der Zuwachs an 
Aufträgen aus dem Inland bei 7% und an Aus-
landsaufträgen lediglich bei 3,1% gelegen.

Der Fahrzeugbau, der etwa 14% zum Ge-
samtumsatz des verarbeitenden Gewerbes 
beisteuert, verbuchte im September 2005 
ein kräftiges Auftragsplus. Die Fahrzeugbe-
stellungen nahmen gegenüber dem entspre-
chenden Vorjahresmonat real um 10,3% zu. 
Zuvor hatte es im August 2005 mit +2,6% 
erstmals seit sechs Monaten wieder einen 
Zuwachs gegeben. Diese Wende ist auf die 
Inlandsaufträge zurückzuführen. Die inlän-
dische Nachfrage nach Fahrzeugen aus der 
heimischen Produktion stieg im Vergleich 
zum Vorjahresmonat um 31,3%. Im August 
hatte der Zuwachs bereits bei 20,8% gelegen. 
Dagegen sind die Auftragseingänge aus dem 
Ausland weiter rückläufig; im Vorjahresver-
gleich sanken sie im September 2005 um 
7% – nach einem Minus von 11,6% im Vor-
monat.

Im Maschinenbau (Anteil am Umsatz des ver-
arbeitenden Gewerbes: 9%) stieg die Nachfra-
ge im September 2005 im Vorjahresvergleich 
um 11% an, nach 6,8% im August. Aus dem 
Inland gab es wieder ein Auftragsplus, das auf 
dem Niveau der beiden Vormonate lag. Die 
Zuwachsrate belief sich im September 2005 
im Vergleich zum Vorjahresmonat auf 5,4%, 
nach 4,4% im August und 6,5% im Juli. Die 

Steigerung 
der Auftrags-

eingänge 
sowohl aus 

dem Inland als 
auch aus dem 

Ausland

Bestellungen 
aus dem Inland 
füllten die Auf-

tragsbücher im 
Fahrzeugbau
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Steigende Auf-
tragseingänge 
im Bauhaupt-
gewerbe bei 

weiter sinkender 
Zahl der Bau-

genehmigungen

Auftragszahlen aus dem Ausland sind im Vor-
jahresvergleich nach dem starken Anstieg um 
8,5% im August noch einmal deutlich nach 
oben gegangen. Im September 2005 wurde 
hier ein Plus von 14,8% erreicht.

In der Metallerzeugung und -verarbeitung 
(Umsatzanteil im verarbeitenden Gewerbe: 
10%) stiegen die Auftragseingänge im Sep-
tember 2005 gegenüber dem entsprechen-
den Vorjahresmonat mit +3,7% genauso stark 
wie schon im August. Dabei blieben die Zu-
wächse bei den Inlandsbestellungen (+0,5% 
im Vergleich zum September 2004) deutlich 
hinter denen der Auftragseingänge aus dem 
Ausland (+8,2%) zurück. Im August 2005 war 
die Inlandsnachfrage noch um 3,4% gestie-
gen, während im Auslandsgeschäft ein Auf-
tragsplus von 4,2% registriert wurde.

Im Wirtschaftszweig „Herstellung von che-
mischen Erzeugnissen“ (Anteil am Umsatz 
des verarbeitenden Gewerbes: 32%) ist die 
Vergleichbarkeit der Auftragsentwicklung mit 
dem Vorjahr durch erfassungstechnische Än-
derungen eingeschränkt. Die Auswirkungen 
lassen sich nicht quantifizieren.

Die Auftragseingänge in der chemischen 
Industrie erhöhten sich im September 2005 
um 12,1% gegenüber dem September des 
Vorjahres. Im August hatte die Steigerungs-
rate noch bei 8,6% gelegen. Damit wurden 
wieder fast so hohe Zuwächse erreicht wie 
zwischen Dezember 2004 und Mai 2005 – 
das Plus bei den Auftragseingängen bewegte 
sich damals zwischen 13,6% im April und 
17,7% im Februar 2005. Die Steigerung der 
Inlandsnachfrage fiel mit +7,4% gegenüber 
September 2004 etwas stärker aus als noch 
im August (+5,9%). Der Anstieg bei den Auf-
trägen aus dem Ausland war mit +14,7% im 
September wieder deutlich höher als in den 
vorausgegangenen Sommermonaten.

Im Bauhauptgewerbe ist der Drei-Monats-
Durchschnitt des Auftragseingangs im Sep-

tember 2005 nach dem kräftigen Zuwachs 
vom August (+7,5%) noch einmal deutlich 
gestiegen. Im September nahmen die Be-
stellungen um 12,9% gegenüber dem Vor-
jahresmonat zu. Damit setzte sich die positive 
Entwicklung fort, die sich bereits im Juli an-
gedeutet hatte. Zuvor waren seit März jeweils 
sinkende Auftragseingänge im Vergleich zum 
Vorjahr beobachtet worden.

Dagegen ist die Entwicklung bei den Bauge-
nehmigungen alles andere als positiv. Nach 
dem deutlichen Rückgang vom August 
(–16,8%) ist ihre Zahl im September 2005 im 
Vorjahresvergleich um 14,6% gesunken. Ob-
wohl diese Rückgänge nicht so hoch sind wie 
zum Jahresanfang, scheint es sich bei den 
leichten Zuwächsen in den Monaten Mai bis 
Juli doch nur um ein Strohfeuer gehandelt 
zu haben.

Leicht steigende Umsätze im Einzel-

handel, Stagnation im Großhandel und 

Einbußen im Gastgewerbe

Die Handelsumsätze – vor allem die Einzel-
handelsumsätze – gelten als Einzelindikatoren, 
die fast zeitgleich mit der Konjunktur laufen. 
Auch hier wird zur Konjunkturbeobachtung 
mit gleitenden Drei-Monats-Durchschnitten 
gearbeitet, um starke monatliche Schwan-
kungen zu glätten.

Die Einzelhandelsumsätze weisen seit einem 
halben Jahr leichte Zuwächse auf. Im Sep-
tember 2005 ist der Drei-Monats-Durch-
schnitt gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreswert um 1,7% gestiegen. Davor er-
höhten sich die realen Umsätze gegenüber 
dem entsprechenden Vorjahresmonat fünf-
mal in Folge zwischen 0,5% im Juli und 1% 
im Mai 2005.

Im Großhandel ist dagegen derzeit kein 
eindeutiger Trend erkennbar. Nachdem die 
Umsätze im Mai gestiegen und im Juni zu-
rückgegangen waren, stagnieren sie seither. 

Vergleichbar-
keit mit den 
Vormonaten in 
der chemischen 
Industrie einge-
schränkt 

Zuwächse im 
Einzelhandel – 
Stagnation im 

Großhandel

Steigende 
Nachfrage 
in der Metall-
erzeugung und 
-verarbeitung 
kommt in erster 
Linie aus dem 
Ausland
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Dr. Ludwig Böckmann leitet das 

Referat Analysen, Prognosen, For-

schungsdaten; Thomas Kirschey, 

Diplom-Volkswirt, ist in diesem Be-

reich als Referent tätig.

Im August gab es keine Veränderung gegen-
über dem Vorjahresmonat, während im Juli 
und jetzt auch im September 2005 minimal 
steigende Umsätze zu verzeichnen waren. 
Gegenüber September 2004 stiegen die 
realen Großhandelsumsätze um 0,1%.

Im Gastgewerbe ist der Abwärtstrend unge-
brochen. Die Umsätze in Hotels, Pensionen, 
Gaststätten usw. verringerten sich im Sep-
tember 2005 gegenüber dem September des 
Vorjahres real um 1,3%. Der Rückgang blieb 
damit aber kleiner als die Umsatzverluste, 
die zu Beginn des Jahres zu beobachten 
waren.

Anstieg des Verbraucherpreisindex im 

Dezember wieder verlangsamt

Preisindizes – insbesondere der Index der 
Verbraucherpreise – gelten als Spannungs-
indikatoren, welche die „Erhitzung“ oder 
„Entspannung“ der Konjunktur anzeigen.

Der Verbraucherpreisindex erreichte im De-
zember 2005 einen Wert von 109,4. Gegen-
über dem Vormonat stieg der Index um 0,8%. 
Im Vergleich zum Dezember des Vorjahres 
ist der Verbraucherpreisindex um 2,2% ge-
stiegen. Der Index liegt damit zum sechsten 
Mal in Folge über der 2%-Marke. Der starke 
Preisanstieg ist aber nicht etwa Anzeichen 
einer konjunkturellen Überhitzung, sondern 
im Wesentlichen auf die Verteuerung von 
Ölprodukten und die jüngste Erhöhung der 
Tabaksteuer zurückzuführen. Die Entwick-
lung des Ölpreises führte im Bereich „Ver-
kehr“ zu einem Preisanstieg um 5,5%. Im 
Bereich „Bildungswesen“ kam es zu einer 
Steigerung von 5,4%. Rückläufige Preise im 
Vorjahresvergleich waren dagegen in den Be-
reichen „Bekleidung und Schuhe“ mit –1,8% 
sowie „Nachrichtenübermittlung“ mit –2,5% 
zu verzeichnen.

Arbeitslosenzahl hat sich kaum verändert

Die Zahl der Arbeitslosen ist ein nachlau-
fender Indikator, der weniger über die künftige 
konjunkturelle Entwicklung aussagt, dafür 
aber einen wichtigen Gesamtindikator für die 
Wirtschaftspolitik darstellt.

Wie bereits im Oktober verlief die Entwicklung 
der Arbeitslosenzahlen auch im November 
etwas anders als in den Jahren zuvor. Bisher 
machten sich die gewohnten saisonalen Effekte 
kaum bemerkbar. Ein Grund hierfür ist, dass 
die in dieser Jahreszeit üblichen Freisetzungen 
von Saisonarbeitskräften (wie beispielsweise 
im Bereich der Hotels und Gaststätten) der-
zeit durch günstigere Entwicklungen in ande-
ren Bereichen überlagert werden. Ein weiterer 
Grund ist die Umstellung der Statistik vom 
Monatsende auf die Monatsmitte, die dafür 
sorgt, dass sich Saisoneffekte bisher nur zu 
einem Teil in den Zahlen widerspiegeln.

Mitte November 2005 waren in Rheinland-
Pfalz rund 164 200 Frauen und Männer ohne 
Arbeit. Das waren rund 400 oder 0,3% weni-
ger als im Oktober. Im Vergleich zum Novem-
ber 2004 ist die Zahl der Arbeitslosen jedoch 
um 11 700 Personen oder 7,7% höher. Dieser 
deutliche Anstieg der statistisch ausgewie-
senen Arbeitslosenzahl ist aber immer noch 
eine Folge der Arbeitsmarktreformen zu Be-
ginn des Jahres.

Die Arbeitslosenquote, die den Anteil der Ar-
beitslosen an allen zivilen Erwerbspersonen 
angibt, belief sich im November 2005 auf 
8,1% und blieb damit auf dem Niveau des 
Vormonats. Ein Jahr zuvor hatte die Quote 
bei 7,6% gelegen.

Anhaltender 
Abwärtstrend im 
Gastgewerbe

Verbraucher-
preise im 
Dezember um 
2,2% gestiegen

Zahl der 
Arbeitslosen 

im November 
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